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A n  die deutschen B ank firm en  und B ank in s titu te !

Der Vorstand des Centralverbands des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes bat beschlossen, den

IV. Allgemeinen Deutschen Bankiertag
auf den 16 bis 19 September d. J. nach München eiozuberufen. Er entspricht damit einem aus den Reihen 
der deutschen Bankiers und Banken allgemein und lebhaft geäusserten Wunsch und einer von dem M ü n c h e n e r 
H a n d e ls v e re in  und dem M a g is tra t der d o rtig e n  K g l. H a u p t- und R e s id e n zs ta d t an ihn ergangenen
ehrenden Einladung. , . _  , TJ

Der Deutsche Bankiertag hat auf seinen bisherigen drei Tagungen zu F ra n k fu r t  a. M., B e r l in  und H am 
burg  die ihm gesetzten Aufgaben in weithin anerkannter Weise erfüllt. Gegenstände von erheblichster Bedeutung 
für das o-esamte nationale Wirtschaftsleben und auf der anderen Seite wichtige Daseiusfragen unseres Standes 
unterlagen seiner Beratung und daraus hervorgegangene Anträge und Resolutionen seiner Beschlussfassung, v on 
hervorragender Seite ist seiner Wirksamkeit die Anerkennung zuteil geworden, dass er der weisen Selbst
beschränkung, m it der er niemals unerreichbare Ziele verfolgt und niemals über _ den eigenen Wunsehen die
Interessen der Allgemeinheit ausser Augen gelassen hat, eine autoritative Stellung, wie wenig andere gleichartige
Vereinigungen, verdankt. . , „  , . , ■ , , ....

Dem Vorbild der bisherigen Tagungen soll auch der IV. Allgemeine Deutsche Bankiertag entsprechen. I ur 
seine Tagesordnung, deren endgültige Festsetzung einem späteren Zeitpunkte Vorbehalten bleibt, sind zunächst zwei 
Gegenstände von grösstem gesamtwirtschaftlichen Interesse in Aussicht genommen:

Der Wunsch, den K u rss ta n d  un se re r he im ischen  A n le ih e n  zu verbessern, bildet seit langem den Gegen
stand eingehender Erörterungen in den parlamentarischen Körperschaften, der Fachwissenschaft und der Tagespreise 
Der Bankiertag, als eine Versammlung sachverständiger Finanzpraktiker, erscheint berufen, fördernd und kritisch 
zu den bisherigen Diskussionen Stellung zu nehmen und unter den Vorschlägen, die zur Besserung des Kurses 
der deutschen Staatspapiere gemacht sind, die geeigneten von den ungeeigneten und bedenklichen zu scheiden
Auf der anderen Seite hat es der Vorstand des Centralverbands für geboten erachtet, eine Trage, die seit
Jahresfrist den Gegenstand ernster Aufmerksamkeit und Sorge für die deutsche Bankwelt bildet, die ze itw e ise
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überm ässige Inan sp ru ch n a h m e  der R e ichsban k , in den Bereich der Erörterungen des Bankiertages zu 
ziehen und damit zur Klärung der einerseits über die Ursachen dieser Erscheinung, andererseits über die Mittel 
zur Abhilfe bestehenden Meinungsverschiedenheiten beizutragen.

Als besonderer weiterer Verhandlungsgegenstand ist die Erörterung von F ragen  aus der B a n k p ra x is  in 
Aussicht genommen. Vielfachen Wünschen aus Bankierkreisen entsprechend, soll eine Reihe spezieller dem 
Praktiker naheliegender Gegenstände, die in der letzten Zeit von dem Centralverband des Deutschen Bank- und
Bankiergewerbes bearbeitet worden sind, zur Besprechung gebracht werden. Die einzelnen unter dieser Gesamt
bezeichnung zu verhandelnden Themata, sowie die Namen der Referenten werden in dem demnächst aufzu
stellenden näheren Programm der Tagung bekanntgegeben werden.

Gleich seinen Vorgängern w ird der diesjährige Bankiertag neben den ernsten, sachlichen Aufgaben die 
er zu erfüllen hat, auch dazu dienen, den p e rsö n lich e n  Z usam m enhang zw ischen  den A n g e h ö r ig e n ? des 
B ankgew e rbes  zu fördern und zu pflegen. Den geschäftlichen Verhandlungen werden sich fe s tlic h e  V e r- 
a n s ta ltu n g e n  anreihen, die auch ihrerseits das Band zwischen unseren Berufsgenossen aus Nord und Süd
aus Ost und West fester und enger knüpfen sollen. Die schöne bayerische Hauptstadt, welche diesmal unserer
Tagung gastliche Aufnahme gewähren wird, ist als Stätte geistiger und künstlerischer Kultur, als Vertreterin 
süddeutschen Wesens in^ Uber liebenswerten Eigenart jedem Deutschen teuer; aber auch von der industriellen 
und kommerziellen Entwickelung Münchens und Bayerns werden die Besucher des Bankiertags durch die gleich
zeitig stattfindende B a y e ris c h e  G ew erbeschau ein anschauliches Bild erhalten. A uch°in  den Sammlungen 
des D eutschen Mnseums von Meisterwerken der Naturwissenschaften und Technik werden alle Besucher eine 
reiche Fülle von Anregung und Belehrung finden. M it einem gemeinsamen Ausflug in die herrliche Umgebuno
der Stadt w ird die Tagung einen schönen Abschluss erhalten.

D e r P re is  e in e r T e iln e h m e rk a r te  b e trä g t 12 M.; ausserdem werden Festkarten ausgegeben werden 
welche Festessen, Ausflug u. a. mit einschliessen.

^  a ^ s d rin g e n d  w ünschensw ert is t, den U m fang der T e iln a h m e  am B a n k ie r  tag  b a ld m ö g 
l ic h s t  übersehen zu können , so w ä re n  w ir  Ih n e n  fü r  tu n lic h s t  um gehende Anm eldung- de rse lben  
d a n kb a r.

Da der 1 rem denverkehr in München im September dieses Jahres ein ausserordentlich grosser sein wird 
empfiehlt es sich, m öglichst zeitig: Fürsorge für Unterkunft zu treffen. Sofern Sie die Beschaffung eines 
Quartiers durch unsere Münchener Wohnungskommission wünschen, bitten w ir Sie, uns dies tunlichst bald, 
spätestens aber bis zum 1. Aug-ust d. J., unter möglichst genauer Angabe Ihrer einzelnen Wünsche 
mittels besonderer Zuschrift mitzuteilen; bei dem zu erwartenden starken Besuch der Tagung wird die Wohnungs
kommission voraussichtlich nicht in der Lage sein, Wohnungsbestellungen, die nach dem genannten Zeitpunkt 
eingehen, mit Erfolg zu vermitteln.
r> i- Teilnehmerkarten (ä 12 M.) bitten w ir der B ank- fü r  Handel- und Industrie ,
Berlin W 56, Schinkelplatz 1— 2, fü r  R echnung des C e n tra lve rb a n d s  des D eu tschen  B a n k - und 
L  ank i er ge w er b e s auf Konto Münchener Bankiertag; überweisen zu wollen.

W ir geben der Hoffnung und Erwartung Ausdruck, dass alle deutschen Bankiers und Bankleiter, denen die 
gemeinsame Sache unseres Gewerbestandes am Herzen liegt, auf der Münchener Tagung erscheinen und dazu 
mitwirken werden, dass die Beschlüsse der Versammlung diejenige Geltung finden, auf welche das Bankgewerbe 
bei seiner Bedeutung für das gesamte deutsche Wirtschaftsleben berechtigten Anspruch hat.

Hochachtungsvoll

C e n tra lv e rb a n d  des D eutschen B a n k - und B a n k ie rg e w e rb e s  (E. V.).

Der Vorsitzende.
Dr. R iesser.

Alle den Bankiertag betreffenden Anfragen bitten wir, an die Geschäftsführung des Centralverbands des 
Deutschen Bank- und Bankiergewerbes, Berlin NW 7, Dorotheenstr. 4, II, zu richten.

D ie französische Scheckgesetz-N ovelle  vom  
30. Dezem ber 1911 (über den cheque barré).

Von Professor Dr. Georg Cohn in  Zürich .

I.
Das französische Scheckgesetz vom 14. Juni 1865 

hat bekanntlich schon im vorigen Jahrhundert zwei Ab
änderungen erfahren. Zunächst wurde das Privileg der 
vollen Steuerfreiheit im Jahre 1871 aufgehoben, und sodann 
erging das Gesetz v. 19. Februar 1874 (die erste Novelle], 
die ausser einer Stempelerhöhung verschiedene engherzige 
Spezialbestimmungen enthält, die alle der fiskalischen 
Besorgnis entspringen, dass der Scheck als Surrogat des 
weit höher besteuerten Wechsels benutzt werden könnte.

Da der französiche Scheckverkehr sich in engen 
Grenzen bewegte, der Banknoten-Umlauf aber beständig 
zunahm, so machte sich der Wunsch nach einer Ver
besserung der Scheckgesetzgebung sehr bald geltend.

Schon 1878 versprach die Regierung eine Reform des 
Gesetzes. Es waren insbesondere drei Punkte, bezüglich 
deren ein Eingreifen der Gesetzgebung gefordert wurde: 
einerseits die etwas diffizile Frage nach der Gültigkeit 
des „chèque à p ro v is io n  in s u ff is a n te “ , zu deren ge
setzlichen Entscheidung der Abgeordnete T h ie r r y  einen 
bisher noch nicht zur Erledigung gelangten Gesetzentwurf 
einbrachte; anderseits der P o s tsch e ck , zu dessen E in
führung ein gleichfalls noch unerledigtes „projet de loi 
portant création d’un service de comptes courants et de 
chèques p o s ta u x “ im Oktober 1909 der Kammer vor
gelegt wurde, und endlich die gesetzliche Anerkennung 
und Regelung des chèque ba rré .

Nachdem die Chambre de commerce française in 
London die französische Handelskammern auf die Vorteile 
des englischen Crossing hingewiesen hatte, wurde der 
Erlass eines Spezialgesetzes Uber den chèque barré von 
der Pariser Handelskammer in den Jahren 1901 und 
1906 wiederholt gefordert. Diesem Verlangen schlossen sich 
die Handelskammern von Lilleund Calais, der Bundderfran-



zosischen Industriellen und Kaufleute, die Vereinigung der 
Bankiers und andere Korporationen an; auch in der Société 
d’économie politique wurde au! den grossen Nutzen der 
gequerten Schecks für die Vermeidung des Edelmetall- 
und Banknoten-Umlaufs eindringlichst hingewiesen; als 
Referent fungierte Madame Mèliot1).

Auch in der Literatur fand der chèque barré eifrige 
Vertreter, insbesondere in D a n is , der ihn als Schutz
mittel gegen Verlust und Diebstahl, sowie als „instru
ment de virement et de compensation“  in einer Pariser 
Dissertation feierte und empfahlla).

Es fehlte freilich nicht an Stimmen, die bei aller 
Anerkennung der Vorzüge des Crossing doch den Erlass 
eines neuen Gesetzes für unnötig erachteten, da schon 
unter dem geltenden Recht es ganz zulässig sei, die W ir
kungen der englischen Scheckquerung durch die Aus
stellung eines einfachen Schecks zu erzielen; es genüge 
dazu die Fassung „Zahlen Sie an Bankier N. N.“ oder 
auch „Zahlen Sie an . . ., banquier“  (laissant en blanc 
le nom du preneur, pourvu qu’on fit suivre ce blanc du 
mot banquier2).

Immerhin überwog doch die Ansicht derer, die die 
Gültigkeit und das Steuerprivileg nur den drei im Gesetz 
von 1865 ausdrücklich anerkannten Arten des Schecks 
(den Namens-, Order- und Inhaberschecks), nicht aber den 
Blankoschecks (auf einen nicht speziell benannten Bankier) 
zugestanden. Einzelne erblickten auch in dem barrement 
— wohl mit Uurecht — eine der in der ersten Novelle 
von 1874 Art. 5 a. E. für nichtig erklärten „stipulations 
ayant pour objet de rendre le chèque payable autrement 
qu’à vue et à première réquisition.“ 3) Aber auch die 
Gegner jener Auffassung erkannten w illig  an, dass als 
die sicherste Lösung ein Spezialgesetz sich empfehle, das 
den niedrigen Fixstempel auch dem chèque barré formell 
zuerkenne und Bestimmungen iiher verbotswidrige Aus
zahlungen an Nichtbankiers enthalte/)

Das Verdienst, die Gesetzgebung in Bewegung 
gesetzt zu haben, gebührt dem Senator R a tie r , der am 
26. Dezember 1906 einen motivierten Entwurf einbrachte5), 
der vom Haudelsminister dem comité de législation commer
ciale vorgelegt, von diesem prinzipiell gebilligt und in 
Form und Inhalt nur unbedeutend modifiziert wurde; der 
Bericht dieses Comités ist von dem hervorragenden 
Pariser Handelsrechtslehrer Th a ll er verfasst. Im  Senat 
selbst wurde der Entwurf in den Jahren 1907 und 1911 
wiederholt erörtert und auf das Referat R a tie r ’s 5) in 
zweiter Lesung am 30. November 1911 angenommen. 
Die Deputiertenkammer nahm auf den Bericht Mau- 
n o u ry ’s die Vorlage ohne jede Diskussion an; nach einer 
Bemerkung im Temps erfolgte die Annahme inmitten 
allgemeiner Unaufmerksamkeit. Der Entwurf erhielt am 
30. Dezember 1911 Gesetzeskraft und wurde im Journal 
officiel vom 7. Januar d. J. publizierf.

Das neue Gesetz besteht nur aus zwei Artikeln ; der 
erste desselben fügt dem alten Scheckgesetz vom 14. Juni 
1865 als Art. 8— 10 drei neue Artikel hinzu; der zweite 
Artikel gibt zu dem Artike l 5 der ersten Novelle vom
19. Februar 1874 eine Ergänzungsbestimmung.

x) Verg l. Annales de d ro it com m ercial X V I  p. 314 und 
X X  p. 270. (B u lle tin  der Pariser chambre de commerce vom
20. Dezember 1901 und 10. Februar 1.9061, auch Schweiz. B an
delsam tsblatt v. 6. M ai 1907 N r. 117.

la ) D a n is ,  Philippe, L e  chèque barré. Paris Thèse 1909. 
V g l. M o r e l in  den Annales d. dr. comm. X X IV  p. 260.

2) T h a l le r  in  seinen Annales X X  a. a. 0 . V g l. auch den 
B rie f des Kam m er-Referenten M a u n o u r y  in  „L e  Temps“  v. 
4. Januar 1912.

3) M a u n o u r y ’s B rie f vom  4. Januar d. J. im  Temps.
* )  So T h a l le r  in  seinem lehrreichen Aufsatz „ A  propos 

du chèque barré“  in  seinen Annales X X IV  p. 28.
») Collection complète des lois, décrets etc. par D u v e r g ie r  

(continué par L a n g e )  1912 No. 1 p. 4 2 ff.
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Durch die Novelle w ird nicht nur die Gültigkeit des 
gequerten (oder gekreuzten) Schecks (chèque barré, 
crossed check) anerkannt, sondern es werden auch seine 
formellen und materiellen Erfordernisse und seine W ir
kungen näher festgestellt.

1. Was zunächst die F o rm  anbetrifft, so ist die 
Voraussetzung des cheque barré: das b a rre m e n t, d. h. die 
Querung mittelst zweier Parallellinien („Le chèque traversé 
de deux barres paralleles“ , so beginnt Art. 9). Das „tracé 
linéaire“  ist also unerlässlich, wie sehr auch T h a l le r 6) 
Uber diese sakramentale Form spottet, die der Urkunde 
eine A rt „kabalistischer Note“  gebe, („donnant au titre on 
ne sait quelle note cabalistique“ ). Dass diese „disposition 
graphique“  für die Engländer, weil bei ihnen her
kömmlich, gut und berechtigt sei, ist übrigens von 
T h a lle r  bereitw illig anerkannt; gleichwohl w irft er die 
Frage auf, warum man nicht auch einen Scheck mit der 
Klausel „payable au banquier un tel ou à un banquier“ 
ausstellen könne „sans aucune barre verticale, horizontale 
ou diagonale.“ I)iese Frage ist an und für sich gewiss 
berechtigt, insoweit es sich um eine nationale Angelegenheit 
handelt; bei der Internationalität aber, die gerade dem 
Scheck zukommt, ist es immerhin zu begrüssen, dass 
wenigstens in diesem Punkte dem Weltscheckrecht vor
gearbeitet ist; denn der Grundsatz „pas de chèque barré 
sans barre“ ist auch in England (§ 76), Skandinavien 
(§ 7), Japan (§ 535), Argentinien (Art. 819) und wohl auch 
in Spanien7) (§ 541) Rechtens.

2. Als ein nicht formelles, aber unerlässliches ma
terielles Erfordernis stellt die Novelle die Bankiers- 
Eigenschaft des Bezogenen auf: „ i l  ne peut être tiré que 
sur un banquier.“  Diese Beschränkung der sogenannten 
pass iven  S c h e c k fä h ig k e it  bezieht sich aber lediglich 
auf den chèque barré. Für den nicht durchquerten 
Scheck (cheque simple, chèque ordinaire) ist das Prinzip 
der allgemeinen Scheckfähigkeit aufrecht erhalten. Das 
wird, im Anschluss an T h a lle r ,  von D u v e rg ie r-L a n g e  
(pag.45 Note) ausdrücklich hervorgehoben: „c ’est le chèque 
b a rré  seu l qui ne pourra être tiré que sur un banquier.“  
Es ist dies um so mehr hervorzuheben, als in der Frankfurter 
Zeitung vom 2. Januar 1912 sich die Bemerkung findet, dass in 
den Bestimmungen des neuen Gesetzes insbesondere „das 
Prinzip der bisher unbeschränkten passiven Scheckfähig
keit aufgegeben worden;“ es handelt sich aber nicht um 
ein generelles Aufgeben jenes Grundsatzes für alle Schecks, 
sondern nur um eine Beschränkung desselben hinsichtlich 
einer A rt derselben. Die Beschränkung erklärt sich aus 
der Tendenz des Gesetzes, die Barzahlung möglichst aus- 
zuschliessen und sie — mittelst der Conzentration der 
Schecks in den nur von Bankiers gebildeten Abrechnungs
stellen — durch die Skontration tunlichst zu ersetzen.

Leider hat auch der französische Gesetzgeber die 
Frage, w e r als B a n k ie r  zu gelten habe, unbeantwortet 
gelassen, obwohl der Senator F o r t i  er zur Beseitigung 
der Streitfrage den Zusatz beantragt hatte: „Sont seuls 
considérés comme banquiers, pour l ’application du présent 
article, les commerçants payant patente de banquier;“ die 
Senatskommission hat diesen Antrag abgelehnt8) und 
damit die Entscheidung auf den Richter abgewälzt. Eine 
gesetzliche Definition des Wortes „banquier“ ist auch

6) V g l. T h a l le r  in  seinen Annales X X IV  p. 30, sow ie in 
seiner „E tu d e  sur le chèque en A u trich e “  in  dem B u lle tin  de la  
Société de lég is la tion  comparée vom  2. Februar 1910 (Bd. 39 
p. 207).

7) Das spanische Handelsgesetzbuch § 541 erw ähnt zwar 
die Q uerlin ien n ich t ausdrücklich, scheint sie aber doch w oh l 
g le ich fa lls vorauszusetzen, da es vorschre ib t, dass auf der 
V o r d e r s e i te  der Name des Bankiers oder die W orte  „un d  
Compagnie“ „ q u e r  d a r ü b e r “ geschrieben werden.

8) D u v e r g ie r  S. 41 n. 1.
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ausserhalb des Senats in Frankreich gefordert worden. 
So äusseite sich B e llo m  in  der Sitzung der Société de 
législ. comparée vom 23. Februar 1910 (Bulletin 39 p. 
239) wörtlich dahin: „La  loi de 1865 doit spécifier la 
qualité du tiré. Or le te rm e de b a n q u ie r n ’est pas 
su ffisa m m e n t p réc is : car un banquier-escompteur peut 
être patenté comme escompteur et non comme banquier 
et un commerçant peut être patenté comme banquier sans 
exercer cette profession ; il suffirait donc de mentionner, 
dans un article additionel à la loi de 1865, que le chèque 
ne peut être tiré que sur un commerçant qui effectue à 
titre professionel des encaissements et des paiements.“ 9)

Dass in Frankreich übrigens Nichtbankschecks tat
sächlich zirkulieren und zwar dokumentierte Schecks auf 
Warenhändler, bestätigt T h a lle r  im Bulletin a. a. 0. 
p. 200 n. 1: ,11 circule cependant un certain nombre 
de chèques tirés sur acheteurs au comptant de marchan
dises avec adjonction à l ’effet du connaissement d’envoi 
des marchandises („chèques documentaires“ ).“

3. Als A r te n  des B a rre m e n t erkennt die Novelle 
(Art. 9) nur zwei an: das a llg e m e in e  und das spe
z ie lle . Jenes liegt vor, wenn es zwischen den beiden 
Farallelstrichen entweder gar keine Bezeichnung oder 
nur die Worte „&  Co.“  trägt. Die Querung ist dagegen 
eine spezielle, wenn der Name eines Bankiers zwischen 
die beiden Striche geschrieben ist. Dagegen ist die dritte 
A rt des englischen Crossing, die N ot-negotiab le -K lause l, 
von der Senatskommission abgelehnt worden, obschon sie 
ß a t ie r  gefordert hatte (und zwarauch ohne das Erfordernis 
der Parallelstriche für diesen Fall festzuhalten). Für 
diese Ablehnung scheinen die scharfsinnigen Argumente 
T h a l le r ’s 10) entscheidend gewesen zu sein; denn während 
R a t ie r  in den Worten „non négociable“ ein „Maximum“ 
der Sicherheit für den Scheckinhaber erblickt, wies 
T h a lle r  nach, dass diese Klausel für die Mehrzahl der 
Fälle ganz überflüssig sei; ihr einziger und wohl recht 
zweifelhafter Nutzen bestünde darin, dem Bestohlenen 
einen Anspruch gegen die gutgläubigen „porteurs inter
médiaires“ zu gewähren; überdies sei die Klausel schon 
in der Terminologie verfehlt, „un peu énigmatique au 
premier abord“  und nur geeignet, im Handel und Bank
wesen „une équivoque“ zu provozieren.

4. Die B e re c h tig u n g , den Scheck generell oder 
speziell zu d u rch q u e re n , steht nach Art. 8 sovyohl dem 
Aussteller, als auch jedem Inhaber zu; die ursprünglich be
absichtigte Beschränkung dieser Befugnis auf den Aussteller, 
den Remittenten und die Indossanten wurde mit Recht fallen 
gelassen: es kann daher jeder Besitzer den chèque simple in 
einen chèque barré verwandeln und sich selbst damit einen 
erheblichen Schutz gegen die Gefahren des Diebstahls 
und Verlustes, sowie der Fälschung und Veruntreuung 
verschaffen.

Auch die U m w a n d lu n g  eines allgemeinen Barre
ments in ein spezielles ist durch Art. 9 Abs. 2 jedem 
Inhaber ausdrücklich gestattet ; dagegen ist die Um
wandlung des speziellen in ein allgemeines ausgeschlossen. 
Verboten ist natürlich auch die totale oder partielle Be
seitigung eines jeden Barrements, insbesondere die Besei
tigung des im Spezialbarrement enthaltenen Bankier
namens; anderenfalls wäre es ja  dem Diebe möglich, 
den gestohlenen Scheck selbst oder durch einen Spiess- 
gesellen einznziehen.

5. Die W irk u n g  des Barrements besteht bekanntlich

9) Ueber die Berechtigung, den „ T i t e l “ B ankie r in  Oester
re ich zu führen, vg l. B o t te n h e im  in  der näm lichen S itzung 
(a. a. O. S. 241 ff.) ; seine Verm utung, dass in  Oesterreich 
,,cette m ention de banquier do it f ig u re r en to u te s  le t t r e s  
sur le chèque“  f in d e t im  Gesetz keine S tütze; seine M it
te ilungen sind überhaupt etwas befremdend. Vgl. auch un ter 
N r. 16.

10) T h a l le r  in  seinen Annales Bd. 24 p. 32—38.

in der Beschränkung des Kreises der Einzugsberechtigten ; 
der chèque barré darf nur von einem Bankier zur Zahlung 
präsentiert, nur an ihn ausgezahlt werden. Ein Antrag 
des Senats-Kommissions-Präsidenten F o r t ie r ,  auch 
officiers ministériels (insbes. h u iss ie rs ) zum Inkasso des 
chèque barré zu ermächtigen, wurde abgelehnt. Der 
bezogene Bankier, der an eine andere Person als 
an einen Bankier zahlt, w ird durch die Zahlung nicht 
liberirt (Art. 10); er bleibt daher dem bestohlenen Inhaber 
selbst dann ersatzpflichtig, wenn weder er, noch der Emp
fänger der Zahlung von dem Diebstahl Kenntnis hatten, 
vielmehr beide sich im besten Glauben befanden. Gerade 
durch diese Beschränkung des Kreises der Einzugsbe
rechtigten fördert die Novelle den doppelten Zweck des 
Instituts: sie verhütet einerseits die Entwendung gequerter 
Schecks, da der Dieb die Schecksumme doch nicht selbst 
erheben kann und schwerlich einen Bankier finden dürfte, 
der das Inkasso für ihn übernehmen wird, und andrer
seits erhöht sie, da sowohl der Bezogene, als auch der 
Präsentant unbedingt dem Bankierstande angehören 
müssen, die Möglichkeit der Skontration; diese beiden 
Bankiers „se trouveront tenir,“ um mit T h a lle r  S. 27 
zu sprechen, „dans l ’effet des deux pôles opposés, le pôle 
créancier et le pôle débiteur.“

Im Falle des barrement spécial ist prinzipiell nicht 
jeder Bankier, sondern nur der zwischen den beiden 
Strichen mit Namen genannte einzugsberechtigt; immerhin 
ist von diesem Grundsatz eine wichtige Ausnahme zu
gelassen, indem durch Art. 9, Satz 4 dem banquier 
designé gestattet ist, sich, falls er das Inkasso nicht 
selbt besorgt, einen anderen  Bankier zu sub
s titu ie re n .

Diese Substitutionsbefugnis ist nicht unbedenklich 
und gibt zu mancherlei Zweifeln in betreff der Form  
und der H a ftu n g  Veranlassung.

Was die Form  anlangt, so w ird die Substitution 
wohl in der Regel durch ein zweites Barrement erfolgen; 
der R atie rsche  Entwurf liess sogar nur diese Form zu; 
die Bestimmung wurde jedoch im definitiven Text ge
strichen, ohne dass der Berichterstatter des Senats 
irgend ein Motiv für diese Streichung angegeben hätte; 
es dürfte zufolge jener Streichung die Substitution m it
hin auch in anderer Form statthaft sein11).

Was aber die H a ftu n g  anbetrifft, so scheint der 
im ersten Spezialbarrement genannte  B a n k ie r  für die 
Fehler seiner Substituten aufkommen zu müssen, ins
besondere auch für die verzögerte Präsentation oder 
Protestation und für die Nichtablieferung der erhobenen 
Schecksumme an der „dernier bénéficiaire“ 12); für diese 
Haftung spricht (nach D u v e rg ie r-L a n g e ) auch die 
Bemerkung des Referenten M a unou ry : „le  banquier 
désigné agit en l ’espèce sous sa re s p o n s a b ilité “ . 
Zweifelhaft ist auch, ob der Bezogene nur die Bankier- 
Eigenschaft des Substituten oder auch daneben noch die 
des Substituenten (der personne primitivement indiquée) zu 
prüfen hat; D u v e rg ie r-L a n g e  entscheidet sich für die 
erstere Alternative, indem er auf die Analogie der be
schränkten Prüfungspflicht bezüglich der Indossamente 
hinweist, bei denen nur die „régularité apparente“ , nicht 
aber auch die „va lid ité“ seitens des Bezogenen zu 
prüfen sei.

0. Die letzte Bestimmung des neuen Gesetzes gilt 
der Scheckquittung. Nach Art. 5 der ersten Novelle 
besteht bekanntlich der allgemeine Quittungszwang und 
zwar mit Datierungspflicht: „Le  chèque, même au 
porteur, est acquit par celui qui le touche; l ’acquit est 
daté“ . Zur Erleichterung der Arbeit der Banken soll fortan

, l ) D u v e r g ie r ,  S. 46 zu A rt. 7 n. 1. 
'*) Ebendaselbst.



271

für die bei einer chambre de compensation eingereicbten 
chèques barrés statt eines geschriebenen Quittungsver- 
merks die Aufdrückung eines einfachen Datumstempels 
mit dem Compensationsvermerk (cachet à date avec la 
mention „compensé“ ) genügen. Gegen betrügerische 
Antidatiernng glaubt man sich vollständig gesichert, da 
die zur Abrechnung eingereichten Schecks auf datierten 
Verzeichnissen (borderaux datés) eingetragen werden, 
diese aber nur die an dem betreffenden Tage selbst zu 
skontrierenden Schecks (les chèques compensés le jour 
même) umfassen.13)

7. Von den vorstehenden Neuerungen abgesehen, 
gelten auch für die chèques barrés die gleichen Be
stimmungen, die für die gewöhnlichen Schecks in Ge- 
mässheit der Gesetze von 1865 und 1874 zur An
wendung kommen; auch die engherzigen Vorschriften 
über die eigenhändige Datierung in Buchstaben und die 
fiskalischen Strafandrohungen gelten in gleicher Weise 
für gequerte uud nichtgequerte Schecks fort. Auch 
bezüglich der Haftung des Bezogenen gegenüber dem 
Aussteller bei Zahlung eines Schecks mit falscher Unter
schrift, muss es bei der bisherigen Gerichtspraxisu ) für 
beide Arten sein Bewenden haben, da die Novelle Uber 
diese wichtige Frage gar keine Bestimmung getroffen hat.

I I I .
Zur Förderung des Barrements und der Skontration 

ist am 28. Nov. 1911 ein Vertrag zwischen der Banque 
de France und dem französischen Staate abgeschlossen 
und fast gleichzeitig m it der Novelle durch ein Gesetz 
(v. 28. Dez. 1911) ratifiziert worden. Hiernach ist die 
Banque de France zum provisionsfreien Inkasso der
jenigen chèques barrés verpflichtet, die auf Mitglieder 
der Pariser Abrechnungsstelle oder ihrer Korrespondenten 
gezogen sind. „L a  banque de France s’engage à 
exonérer de toute commission l ’encaissement, pour compte 
de ses comptes courants de chèques barrés tirés sur 
les banquiers adhérents à la Chambre de compensation 
de Paris ou leurs correspondants* 15)“ .

IV.
Das neue Gesetz bedeutet sicher einen Fortschritt. 

Gleichwohl sind sofort nach der Annahme der Novelle 
in der französischen Tagespresse tadelnde Urteile laut 
geworden; das Gesetz sei fast unnütz, unvollständig, 
vielleicht gefährlich, weil restriktiv, und überdies eine 
halbe Massregel, weil der chèque barré, wie sein 
englisches Vorbild, nicht ausnahmslos durch bargeldlose 
Abrechnung, sondern immerhin, sofern nur der 
Präsentant ein Bankier sei, auch durch reelle Geld
zahlung beglichen werden dürfe; auch die mehr als 
summarische Beratung in der Deputiertenkammer ist 
der Novelle zum Vorwurf gemacht worden16). Gegen 
diese K r it ik  hat der Kammer-Referent M a u n o u ry  das 
Gesetz im „Temps“ zwar verteidigt, aber dabei doch 
selbst den Wunsch nach einer weiteren Verbesserung 
des französischen Scheckrechts als berechtigt anerkannt; 
freilich werde man erst nach der Vermehrung der Zahl der

is) Ebendaselbst.
!■») Ebendaselbst; vg l. auch H W B . d. St.-W iss., 3 A u fl., 

V II,  S. 228, und S o u rd o is  :in A n n a le s  X X IV , S. 375—388. 
„Des con flits  provoques par la círcu la tion et le paiem ent des 
cheques fa lsifiés et faux.“

15) D u v e r g ie r ,  p. 25 f f  und p. 44 Note, 
i») V g l. die Num m ern des „Tem ps“  von den ersten Tagen 

des Januar 1912. V g l.'a uch  den soeben (während des Drucks) 
erschienenen A rt ik e l in  Thalle r s Annales X X V I  N r. 2, (A v r il 
1912) p. 158 f f. :  „L a  lo i vécente sur le cheque barré“ ; er tade lt 
an der Novelle insbesondere das Fehlen zweier Bestim m ungen: 
einerseits näm lich einer energischen S trafdrohung gegen die 
B ese itigung der Q uerlin ien und andererseits den M angel einer 
D e fin itio n  des W ortes „banquier“ ; vg l. oben bei N r. 9.

Bankkonten-Inhaber sich damit befassen können, durch 
ein neues Gesetz den cheque barré in ein ausschliess
liches Kompensationsmittel (en outil de compensation et 
uniquement de compensation) umzugestalten. Diese der 
Zukunft vorbehaltene dritte Novelle w ird insbesondere 
wohl auch die interessante Frage zum Austrag zu bringen 
haben, ob der englisch-französische chèque b a rré  oder 
der in Deutschland, Oesterreich, Ungarn uud der Schweiz 
eingeführte V e rre ch n u n g ssch e ck  (cheque payable en 
compte, chèque de mise en compte17) die grösseren Vor
teile gewähre. Für die „supériorité“ des Verrechnungs
schecks haben sich B e llo m 18) und S o u rd o is 19) ausge
sprochen, und auch T h a lle r  scheint prinzipiell dieser 
Ansicht, obschon er aus praktischen Gründen — „de cette 
forme les Français n’ont pas entendu parler, et il faudrait 
toute une initiation pour les convaincre de sa supériorité“ 
— zu dem Resultate gelangt: „ou nous aurons point de 
loi nouvelle, ou c’est du chèque barré, et non du chèque 
payable en compte que cette loi nous gratifiera.“ 20)

Es ist dies um so interessanter, als in Deutschland 
und auch in Oesterreich gerade in der jüngsten Zeit auf 
gewisse Nachteile, die sich bei dem Verrechnungssbbeck 
in der Praxis gezeigt haben, nachdrücklichst von A d le r21), 
B r e i t22), J a c u s ie l23) und R ic h te r24 *) hingewiesen worden 
ist; B re it  erklärt sogar als einzige Abhilfe den Ersatz 
des Verrechnungsschecks durch das erossing20). Ohne auf 
diese Streitfragen an dieser Stelle eingehen. zu können, 
möchte ich doch auch hier der Ansicht Ausdruck geben, 
dass die Gesetzgebung den Interessenten beide Formen 
zur Auswahl stellen sollte26); die Ausarbeitung des 
Entwurfs eines Weltscheckrechts bietet hierzu einen er
wünschten Anlass.

V.
Das Gesetz vom 30. Dezember 1911 hat folgenden 

Wortlaut:
A r t .  1. La loi du 14 ju in  1865 est complétée par 

les dispositions suivantes:
Art. 8. „Le  chèque traversé de deux barres pa

rallèles ne peut être présenté au paiement que par un 
banquier, i l  ne peut être tiré que sur un banquier.“

„Le barrement peut être effectué par le tireur ou 
par un porteur.“

Art. 9. „Le barrement peut être général ou spécial.“ 
„Le barrement est général s’i l  ne porte entre les 

deux barres aucune désignation ou seulement la mention 
„et Compagnie“ ; i l  est special, si le nom d’un banquier est 
inscrit entre les deux barres.“

„Le  barrement général peut être transformé en un 
barrement spécial.

„Le chèque à barrement spécial ne peut être pré
senté au paiement que par le banquier désigné. Toutefois 
si celui n’opère pas l ’encaissement lui-même, i l  peut se 
substituer un autre banquier.“

„ I I  est interdit au porteur d’effacer le barrement 
ainsi que le nom du banquier désigné.“

*») Letzte ren A usdruck gebraucht B e l lo m  im  B u lle tin
p. 288 n. I .

'») B e l lo m ,  chèque m oderne“ im  „Génie c iv i l“ 1909 und
im  B u lle tin  p. 240.

'») S o u r d o is  im  A nnua ire  X X IV  S. 377 (allerd ings unter
einer gewissen Reserve).

,0) T h a l le r ,  Annales X X IV  p. 3 f.
21) A d le r  in D. J. Z. 1911 S. 806.
22l B r e i t  in  Z. f. H. R. 70 S 97 ff. V g l. auch D ü r in g e r  

und H a c h e n b u r g ,  K om m entar 2. A u fl. I I .  S. 603 Anm . 33.
23) J a c u s ie l  im  B an k-A rch iv  I X  S. 346.
24) R ic h te r  ebendas. X  S. 227.
25) a a 0  S 181.
26) Vgl. Z. f. H R . 61 S. 76, B u f f ,  der gegenwärtige 

Stand des Scheckverkehrs, 1907 S. 56, P r o b s t ,  die Grundlagen 
des Depositen- und Scheckrechts, Jena, 1908, S. J18 be i"n . 3 
und H a n s  M e y e r ,  der Verrechnungsscheck, Zürich, 1911, S. 76.



272

Art. 10. „Le  tiré qui paye le chèque barré à une 
personne autre qu’un banquier, si le barrement est général, 
ou à une personne autre que le banquier désigné, si le 
barrement est spécial, n’est pas libéré.“

A rt. 2. „Le paragraphe 2 de l ’article 5 de la loi du 
19 février 1874 est complété par la disposition suivante: 

„Toutefois, en ce qui concerne les chèques remis par 
un banquier à une chambre de compensation, i l  suffira 
d’apposer sur le chèque un simple cachet à date avec 
la mention „compensé.“

R eichsgericht und Reichsstempelgesetz, 
T a rifp o s itio n  N r. la  und b.

Von D r. H. v. Luder, Dresden.

I.
Nach Tarifposition Nr. 1 a und b des Reichsstempel

gesetzes hat die Besteuerung inländischer Aktien usw. 
zum angegebenen Steuersatz (zurzeit drei vom H indert) 
vom Nennwert der Aktien usw. zu erfolgen, zuzüglich 
desselben Steuersatzes von demjenigen Betrag, zu welchem 
die Aktien usw. höher als der Nennwert lautet, ausgegeben 
werden.

Gemäss § 4 der Ausführungsbestimmungen des Bundes
rats zum Reichsstempelgesetz g ilt als Betrag, zu welchem 
die Aktien usw. ausgegeben werden, der Preis oder Wert, 
für welchen sie von den ersten Erwerbern (Gründern, 
Aktionären, Anteilseignern, Uebernahmekonsortien usw.) 
übernommen werden.

Im  Gegensatz zu den betreffenden Paragraphen des 
Handelsgesetzbuches, welches unter Ausgabe von Aktien 
zu einem höheren, als dem Nennbetrag, nur den von der 
Aktiengesellschaft selbst bei der Ausgabe festgesetzten 
Ueberpari-Emissionskurs begreift, ist nach übereinstim
menden Entscheidungen des Reichsgerichts hier unter 
,,Preis oder W ert”  nicht nur ein ziffernmässig festgesetzter 
Emissionskurs zu verstehen, sondern der wirkliche innere 
Wert der Aktien, wenn er jenen Kurs übersteigt und in 
ihm keinen erschöpfenden Ausdruck findet, oder wenn 
eine ziffernmässige Festsetzung des Wertes überhaupt 
nicht stattfand; insbesondere kann die vom Erwerber 
zu gewährende Gegenleistung (z. B. Sacheinlage, andere 
Aktien, Verzicht auf Gründerrechte usw.1) einen Anhalt 
für die Feststellung bieten, dass der Ausgabepreis hinter 
dem wahren Wert der Aktien zurückbleibt. (Entsch. 
v. 26. IX . 05, Bd. 61, S. 308; v. 10. V II.  06, Bankarchiv 
V I, S. 37; vom 14. I. 08, Bd. 67, S. 328; v. 18. IX . 08, Bd. 69, 
S. 201 u. Bankarchiv V I I I ,  S. 44; v. 11. IV . 11, Bd. 76,’ 
S. 139). Hierbei ist es auch zulässig, dass der Wert, der 
gegen den Empfang neuer Aktien hingegebenen Vermögens
stücke nicht unmittelbar, sondern mittelbar auf einem 
Umweg dadurch festgestellt wird, dass der Wert der Gegen
leistung, das heisst in diesem Falle der Aktien selbst, be
stimmt und als Grundlage für die Stempelberechnung 
verwendet w ird; doch soll dies letztere nur einen Not
behelf darstellen (Entsch. v. 7. I I .  08, Bd. 68, S. 107; v. 
12. IV . 04 in Holdheims Monatsschrift 1904, S. 265 und 
Bank-Archiv IV , S. 60; v. 28. V. 07 in Holdheims Monats
schrift 1908, S. 71; v. 5. X. 09, Bank-Archiv IX , S. 77).

Nach Urteil des Reichsgerichts vom 22. I I I .  10 (Bd. 73, 
S. 185) unterliegt der den Nennwert der Aktien ü b e r 
s t e i g e n d e  Betrag auch dann der Versteuerung, wenn 
er gerade die Höhe des tarifmässigen Stempelbetrags für 
diesen Nennwert ausmacht, d. h. wenn sich der Kurs, zu 
welchem die ersten Erwerber die Aktien beziehen, ’zu
sammensetzt aus Parikurs und tarifmässigem -Steuersatz. 
Denn der Versteuerung sei allein der Ausgabepreis der 
Aktien, falls er den Nennwert übersteigt, zugrunde zu 
legen, gleichgültig weshalb er gerade so, wie geschehen, 
festgesetzt sei.

Uebereinstimmend hiermit wurde schon im Urteil 
vom 5. X . 09 (Bank-Archiv IX , S. 77) das Verlangen der

*) Einschi, event. Barbeträge zum Spitzenausgleich.

Klägerin abgewiesen, von dem der Stempelberechnung 
zugrunde zu legenden Wert der von ihr emittierten Aktien 
die Ausgabekosten, besonders die Stempelgebühr abzu
ziehen. Denn wie bei dem W ortlaut des Gesetzes, dass 
bei der Pariausgabe der Aktien die Steuer vom Nennwert 
zu entrichten ist, überhaupt der Gedanke des vorherigen 
Abzugs der Ausgabe- insbesondere Stempelkosten von dem 
Nennbetrag der Aktien gar nicht erwogen werden könne, 
so sei kein Grund dafür zu entdecken, weshalb die Stempel- 
und sonstigen Kosten nicht bei der Pariausgabe, wohl 
aber bei der zu einem bestimmten Kurs erfolgenden Ueber- 
pariausgabe von dem der Steuer zugrunde liegenden 
Betrag in Abzug zu bringen sein sollten. Dieselbe E r
wägung habe auch Platz zu greifen, falls der Wert, zu dem 
die Aktien übernommen werden, sich lediglich durch den 
Wert von deren Gegenleistung (s. oben) bestimmt.

Nach einer früheren Entscheidung des Reichsgerichts 
(v. 26. V. 03, Bd. 55, S. 43) dagegen gilt, falls die ersten 
Erwerber die Aktien zu einem bestimmten Preis oder Wert 
und a u s s e r  d e m m it der Verpflichtung übernehmen, 
den tarifmässigen Steuersatz zu zahlen, diese letztere 
Verpflichtung als n ic h t  mitinbegriffen in dem Betrag, 
zu welchem die Aktien höher, als der Nennwert lautet, 
ausgegeben werden; der dem tarifmässigen Steuersatz 
entsprechende Betrag unterliegt hier daher nicht der Ver
steuerung. Denn nach der Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes habe m it dem Zusatz vom 14. V I. 1900 zu Tarif
position 1 a u. b: ,,zuzüglich des Betrags, zu welchem 
sie höher, als der Nennwert lautet, ausgegeben werden”  
lediglich das Aufgeld, der Agiogewinn der Aktiengesellschaft 
getroffen werden sollen. Wären demnach in dem Betrag, 
,,zu welchem sie höher, als der Nennwert lautet usw.,”  
die Stempelkosten für den Fall m it inbegriffen, dass die 
ersten Erwerber sie tragen, so müssten sie auch in dem 
Betrag, den das Aufgeld, der Agiogewinn darstellt, m it 
inbegriffen sein. Fliesse daher das Agio unverkürzt dem 
Reservefonds zu, wenn die Aktiengesellschaft die Stempel
kosten auf die Aktienzeichner als gesonderte Leistung 
abwälzt, wie im Tatbestand des vorliegenden Urteils, 
so würde, falls von den ersten Erwerbern zu erstattende 
Stempelkosten wirklich einen integrierenden Bestandteil 
des Aufgeldes bildeten, das Agio, i p s o  j u r e  vermindert 
um diese Kosten, dem Reservefonds zugeführt werden, 
wenn die Aktiengesellscahft selbst den Stempel endgültig 
zu tragen hätte, und der ausdrücklichen Vorschrift hierzu 
in HGB. § 262 bedürfe es dann nicht. Das Vorhandensein 
dieser Vorschrift beweise deshalb gerade, dass die auf die 
ersten Erwerber abgewälzten Stempelkosten als Teil der 
Ausgabekosten nicht von selbst den Ausgabewert der 
Aktien vermehren (resp. ihn vermindern, wenn die Ge
sellschaft sie endgültig trägt), also nicht m it zu dem Auf
geld, Agiogewinn zu rechnen sind, und dass sie daher auch 
nicht der Stempelpflicht unterliegen. Wäre die Stempel-, 
pflicht auch der Stempelkosten vom Reichsstempelgesetz 
beabsichtigt, so würde deshalb eine entsprechende unzwei
deutige Bestimmung erforderlich gewesen sein. Dass 
bei Tarifposition Nr. 5 des Reichsstempelgesetzes (inlän
dische Lose usw. betr.) ausdrücklich vermerkt sei: m it 
Ausschluss des auf die Reichsstempelabgabe entfallenden 
Betrages, Tarifposition Nr. 1 aber einen solchen Zusatz 
nicht enthalte, beweise nichts zugunsten des Fiskus 
sondern bedeute im Gegenteil, dass der Stempel als wert
erhöhender Faktor auch in anderen Fällen als demjenigen 
von Tarifposition Nr. 5 ausser Betracht bleiben soll; cler 
Zusatz bei Nr. 5, erst neueren Datums, sei besonders’ ver
anlasst durch vorhergegangene, gegenteilige Rechtsprechung 
des Reichsgerichts betreffs dieser Tarifposition. Auch 
Bezugnahme auf eine frühere Reichsgerichtsentscheidung, 
in der die dem Erben gemachte Auflage, die auf ein Ver
mächtnis fallende Erbschaftssteuer zu entrichten, als eine 
den Betrag des Vermächtnisses erhöhende Zuwendung 
aufgefasst worden ist, sei hier nicht zulässig, wo es sich 
um den Ausgabewert von Aktien und Uebernahme'des 
Stempels durch erste Erwerber der Aktien handele.

Ein Widerspruch zwischen dem Urteil vom 26.'.V.',03 
und den Urteilen vom 5. X . 09 und 22. I I I .  10, wird^ferner 
in den Gründen zu dem letzteren ausgeführt, sei nicht 
vorhanden. Denn wenn in dem Urteil vom 26. V. 03 ent
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schieden sei, dass bei Ueberpariausgabe von Aktien unter 
dem den Nennwert übersteigenden Betrag die Summe zu 
verstehen sei, die von den ersten Erwerbern ausser dem 
Nennbetrag und ohne Rücksicht auf die Kosten (einschl. 
Stempelkosten) zu entrichten ist, wenn also zu dem Aus
gabepreis bei der Versteuerung Kosten und Stempel nicht 
hinzugerechnet werden dürfen, so dürfe daraus doch nicht 
gefolgert werden, dass diese Beträge von dem festgesetzten 
Ausgabepreis abzuziehen seien, falls sie für die Höhe der 
Festsetzung mitbestimmend gewesen sind.

I I .

W irtschaftlich lässt sich diese Konstruktion einer 
Verschiedenheit der beiden Tatbestände (Gründe zur Entsch. 
v. 22. I I I .  10) nur aufrechterhalten, falls auch in der 
Person des endgültigen Trägers der Ausgabe- insbesondere 
Stempelkosten eine Verschiedenheit möglich ist. Das 
Reichsgericht setzt, wie bereits aus der Begründung zum 
Urte il vom 26. V. 03 hervorgeht, diese Möglichkeit voraus. 
Ebenso wird in den Gründen zum Urte il vom 5. X . 09 aus
geführt: „W ie die Aktiengesellschaft das ih r zugeflossene 
Vermögen”  (d. i. die Gegenleistung der ersten Erwerber 
der Aktien) „nachher verwendet” , (I) „ob sie insbesondere 
einen Teil davon zur Deckung der Ausgabekosten der 
neuen Aktien benutzt” , (II) „oder ob sie”  (a) „diese Kosten 
aus andern Beständen deckt, oder ob sie”  (b) „solche sich 
von andern Personen, nämlich den Erwerbern der neuen 
Aktien ersetzen lässt, alles dies kann an dem Gegenstand 
der Besteuerung nichts ändern, der ohne jede Rücksicht 
auf die Kosten für sich allein durch den Wert der Gegen
leistung bestimmt w ird.”  Aehnlich in den Gründen zum 
U rte il vom 22. I I I .  10. Diese Möglichkeit besteht indessen 
nicht. Denn wenn der vom Reichsgericht fü r den Fall, 
dass eine Aktiengesellschaft erste Erwerberin der Aktien 
ist, mehrfach ausgesprochenen Annahme beizutreten ist, 
die Kontrahenten würden Leistung und Gegenleistung 
nach kaufmännischen Grundsätzen gegeneinander abge
wogen und gleichwertig gestaltet haben, so ist auch von 
keinem andern ersten Erwerber der Aktien anzunehmen, 
dass er eine besondere Verpflichtung zur Uebernalune 
der Kosten, insbesondere Stempelkosten, ohne ein Gegen
äquivalent eingeht. Ein besonderes Gegenäquivalent, 
wie es z. B. bei Uebernahme der Verpflichtung zur Zahlung 
von Stückzinsen seitens der ersten Erwerber (Entsch. 
v. 26. V. 03) der Anteil am Reingewinn des laufenden 
Geschäftsjahrs darstellt, w ird sich jedoch bei dem Tat
bestand der Entscheidung vom 26. V. 03 nicht auffinden 
lassen, und eine besondere Neben Verpflichtung zur Ueber
nahme der Kosten kann deshalb nur eine Ergänzung der 
Hauptverpflichtung der ersten Erwerber bedeuten. Wenn 
daher die Aktiengesellschaft von den ersten Erwerbern 
der Aktien neben dem eigentlichen Preis, wie er sich in 
dem Uebernahmekurs darstellt, noch ein Pauschale 
oder einen bestimmten Prozentsatz für die Kosten erhält, 
so muss hierbei der Betrag der Hauptgegenleistung um den 
Betrag der Nebenleistung niedriger sein als der Betrag 
derjenigen Einheitsleistung, welchen die Aktiengesell
schaft erzielt haben würde, falls sie keine besondere Kosten
erstattung von den ersten Erwerbern der Aktien gefordert 
hätte. Denn in beiden Fällen sind die p r e i s b i l d e n d e n  
w i r t s c h a f t l i c h e n  F a k t o r e n  d i e  g l e i 
c h e n .  Analog ist das Ergebnis, falls die neuen Aktien 
nicht gegen Barzahlung, sondern gegen andere Werte 
den ersten Erwerbern überlassen werden und diese, die 
Verpflichtung der Kostenerstattung noch besonders über
nommen haben. Hier setzt sich die Gegenleistung der 
ersten Erwerber zusammen aus der Sacheinlage usw. und 
aus dem Betrag der übernommenen Kosten, ebenso wie 
oben aus Hauptkurs und Nebenkurs; hier wie dort ergiebt 
der Wert der beiden Leistungen zusammen den Wert der 
Gegenleistung der ersten Erwerber für die Aktien, und 
der Wert der Gegenleistung bestimmt die Höhe der Be
steuerung. Es ist daher nur ein Unterschied der F o r m  
der Gegenleistung und nicht ihres materiellen Inhalts, 
wenn sie in Gestalt einer Haupt- und einer Nebenleistung 
statt in Gestalt einer Einheitsleistung zu bewirken ist.

Da es ferner nicht sowohl auf den Wert ankommt, 
den die Aktien für den ersten Erwerber haben und zu dem 
sie von diesen veräussert werden können, als auf den Wert 
oder Preis, zu dem die Gesellschaft die Papiere den ersten 
Erwerbern überlässt (Entsch. v. 11. IV . 11), so kann 
auch ein durch die gewählte Form etwa indirekt her
vorgerufener Vorteil oder Nachteil der ersten E r
werber, d. h. ein Einfluss auf die künftige Gestaltung 
des Börsenkurses der Aktien, wie er in der Entscheidung 
vom 22. I I I .  10 als möglich hingestellt wird, soweit er die 
ersten Erwerber berührt, unberücksichtigt bleiben.

Nach dem oben vertretenen Standpunkt muss aber 
im allgemeinen auch die Möglichkeit eines ursächlichen 
Zusammenhangs zwischen der Wahl der Form der Gegen
leistung und künftiger Gestaltung deŝ  Börsenkurses aus
geschlossen erscheinen. Denn die Abwägung von Leistung 
und Gegenleistung berücksichtigt im allgemeinen von 
seiten der ersten Erwerber in  erster Linie die Möglichkeit 
der Weiterveräusserung mindestens ohne Verlust und 
meist auch m it Gewinn. Die ersten Erwerber werden 
daher im allgemeinen nicht in eine gesonderte_ Kosten
übernahme willigen, wenn sie nicht der Ansicht sind, nach 
Lage der Verhältnisse auch in dieser Form auf Ersatz 
dieser Auslagen und auf den unverkürzten, ursprünglich 
erhofften Gewinn bei späterer Weiterveräusserung rechnen 
zu können. Die Höhe des bei späterer Weiterveräusserung 
zu empfangenden Gegenwertes bestimmt aber im all
gemeinen der Kurs, den die Aktien dann haben. 
In  der erwähnten Entscheidung vom 22. I I I .  10 bleibt 
dieser Gesichtspunkt unberücksichtigt. Es ist nur gesagt, 
die Aktiengesellschaft hätte ja zur Ersparung eines Teils 
der Stempelkosten (gemäss Entsch. v. 26. V. 03) den ersten 
Erwerbern die Zahlung der Stempelkosten als Neben
verpflichtung der um den entsprechenden Betrag dann 
niedrigeren Hauptverpflichtung besonders auferlegen 
können, statt ihren Anspruch in einem Einheitskurs zu 
formulieren und es sei nicht ausgeschlossen, dass sie statt 
dieses ihr offenstehenden Wegs ihres Vorteils halber (Bildung 
eines höheren Börsenkurses) den andern gewählt habe. 
Die ersten Erwerber werden aber in eine Teilung der Gegen
leistung in Haupt- und Nebenleistung nur einwilligen, 
wenn die Gestaltung des Börsenkurses dadurch nicht al- 
teriert würde; besteht jedoch Grund zur Annahme, dass 
die Teilung der Gegenleistung einen entsprechend niedri
geren Börsenkurs bewirkt, so w ird der Aktiengesellschaft 
nur die Wahl bleiben zwischen einer (höheren) Einheits
leistung und einer um den Betrag der Stempelkosten 
niedrigeren Einheitsleistung, an der ihr jedoch nichts 
gelegen sein wird, aber nicht zwischen der höheren E in
heitsleistung und einer dieser Einheitsleistung gleichen, 
aus Haupt- und Nebenleistung zusammengesetzten Gegen
leistung. Besteht also im Einzelfall für die Aktiengesell
schaft überhaupt die Möglichkeit der Wahl zwischen For
derung einer Einheitsleistung und Forderung einer dieser 
Einheitsleistung gleichen aus Haupt- und Nebenleistung 
zusammengesetzten Gegenleistung, so w ird auch im a ll
gemeinen nach Ansicht der hierfür in erster Linie mass
gebenden Faktoren, d. h. der ersten Erwerber, die W ir
kung der beiden Formen der Gegenleistung auf die künf
tige Gestaltung des Börsenkurses die gleiche sein. Da 
demnach eine Gegenleistung in Form einer Einheits
leistung zwar möglich ist, auch ohne die gleichzeitige 
Möglichkeit einer dieser Einheitsleistung gleichen, aus 
Haupt- und Nebenleistung zusammengesetzten Gegen
leistung; die Möglichkeit einer aus Haupt- und Nebenleistung 
zusammengesetzten Gegenleistung aber im  allgemeinen 
nur bei gleichzeitiger Möglichkeit einer Einheitsleistung 
im Betrage der Summe dieser Haupt-, und dieser Neben
leistung vorhanden ist und da ferner die Existenzbedingung 
einer aus Haupt- und Nebenleistung zusammengesetzten 
Gegenleistung im allgemeinen gerade die ist, dass diese 
Form keine andere (ungünstigere) W irkung auf die künftige 
Gestaltung des Börsenkurses der betreffenden Aktien 
ausübt als eine Einheitsleistung in Höhe der Haupt- und 
Nebenleistung .zusammen, so lässt sich im allgemeinen 
auch nicht auf einen durch die Einheitsleistung zu
gunsten der Aktiengesellschaft indirekt hervorge
rufenen Vorteil (den ein höherer Kursstand ihrer Aktien
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auch für sie bedeutet) hinweisen und daraus gegenüber 
dem Wert der Gegenleistung in zusammengesetzter Form 
ein Mehrwert und damit vielleicht eine Höherbesteuerung 
der Gegenleistung in Einheitsform ableiten. —

Sollte es somit an sich im Einzelfall für die Aktien
gesellschaft weder Vorteil noch Nachteil bedeuten falls 
ihr der Gegenwert der Aktien von den ersten Erwerbern 
in Form von Haupt- und Nebenleistung anstatt in Form 
der Einheitsleistung erstattet wird, weil in beiden Fällen 
der gleiche Betrag für die Ausgabekosten verwendet werden 
müsste und der dann noch verbleibende gleiche Betrag 
soweit er den Nominalwert der Aktien überschreitet, dem 
Reservefonds gutzuschreiben wäre und weil auch das zu
künftige, indirekte Ergebnis einer aus Haupt- und Neben
leistung zusammengesetzten Gegenleistung, wenn sie über
haupt in Erscheinung tr it t ,  im adgemeinen kein anderes 
sein kann, als das der gleichzeitig möglichen Einzelleistung 
so erscheint doch zurzeit infolge der differentiellen Be
handlung beider Formen in der Rechtsprechung und der 
hierdurch bei geteilter Gegenleistung gegebenen Ersparnis 
an Stempelkosten die getrennte Form für die Aktiengesell
schaft vorteilhafter, da sie dem Reservefonds eine um den 
Betrag der Kostenersparnis grössere Summe zuführt.

I I I .

Wenn es unrichtig ist, anzunehmen, dass im Fall 
der Gegenleistung in Einheitsform die Gesellschaft und 
im Fall der Gegenleistung in zusammengesetzter Form 
die ersten Erwerber endgültig die Stempelkosten tragen, 
wenn man vielmehr annehmen muss, dass die Gesellschaft 
die Stempelkosten abführt und im übrigen den Wert der 
Aktien so hoch bemisst, als es alle zu berücksichtigenden 
wirtschaftlichen Faktoren nur gestatten, gleichviel ob ein 
Einheitspreis gefordert oder der geforderte Preis geteilt und 
ein Betrag für Stempelabgaben gesondert in Rechnung 
gestellt w ird und wenn man dabei den Standpunkt ve rtritt 
dass neben einer Gegenleistung in Form von Haupt- und 
Nebenleistung die Möglichkeit einer Gegenleistung in 
Einheitsform von nicht geringerem, sondern gleichem 
Wert, wie die Gegenleistung in Form von Haupt- und 
Nebenleistung, vorhanden gewesen sein muss, so w ird hier
durch die Annahme, die gesonderte Uebernahme der 
Stempelkosten als Nebenleistung der ersten Erwerber 
bedeute eine Werterhöhung (statt eine blosse Teilung) 
der Gegenleistung (Entsch. v. 26. V. 03) hinfällig, und man 
gelangt, gleichfalls im Gegensatz zu dem Reichsgericht 
(Entsch. v. 22. I I I .  10), zu dem Ergebnis, dass bei einer 
Einheitsleistung die Stempelkosten vom Wert dieser E in
heitsleistung zwecks Stempelberechnung gekürzt werden 
müssen, ebenso wie eine gesonderte Uebernahme der 
Stempelkosten seitens der ersten Erwerber bei Stempel
berechnung ausser Betracht zu bleiben hat und den übrigen 
Gegenwerten nicht hinzugerechnet werden darf, oder aber 
dass zwecks Stempelberechnung die gesonderte Uebernahme 
der Stempelkösten den übrigen Gegenwerten hinzuzu
rechnen ist, ebenso wie von dem Wert einer Einheitsleistung 
die Stempelkosten nicht gekürzt werden dürfen.

Man gelangt zu der letzteren Alternative, wenn man 
davon ausgeht, dass der wirkliche innere Wert der Gegen
leistung, der Ausgabepreis, „gleichgültig weshalb er gerade 
so, wie geschehen, festgesetzt sei” , der Stempelberechnung 
zugrunde zu legen ist. Zweifelhafter w ird dieses Ergebnis, 
wenn man ausserdem die Entstehungsgeschichte des Zu
satzes zu Tarifposition 1 a und b: „zuzüglich des Betrags 
zu welchem sie höher als der Nennwert lautet, ausgegeben 
werden”  berücksichtigt, dessen W ortlaut allerdings dem 
obigen Ergebnis nicht entgegensteht. Da m it diesem 
Zusatz der oft hohe Agiogewinn der Aktiengesellschaft 
getroffen werden sollte (Entsch. v. 26. V. 03), während 
bis dahin der tarifmässige Satz immer nur vom’ Nominal
betrag erhoben wurde, ohne dass daran zu denken gewesen 
wäre, zwecks Stempelberechnung vorher vom Nominal
betrag die Stempelkosten abzuziehen, gleichviel ob die ' 
Ausgabe zum Nominalwert selbst oder über pari sta tt
fand, und da der Agiogewinn in den Büchern der betreffenden 
Gesellschaft auf dem Reservefondskonto laut handels

gesetzlichen Bestimmungen nur in Höhe desjenigen Betrags 
erscheint, der für die Aktien über den Nominalbetrag 
hinaus und über  ̂die Ausgabekosten hinaus erzielt wurde, 
so liegt es vielleicht nicht fern, die Absicht des Gesetz
gebers in diesem Sinne auszulegen und vom Wert einer 
Gegenleistung in Einheitsform zwecks Berechnung der 
Stempelkosten sämtliche Ausgabekosten abzuziehen und 
bei einer zusammengesetzten Gegenleistung die Haupt
leistung abzüglich der in der Nebenleistung etwa nicht 
m it enthaltenen Kosten der Stempelberechnung zugrunde 
zu legen. Unbedingt zwingend erscheint diese Schluss
folgerung nicht, auch lässt sie sich nicht durch die gleich-. 
falls an die Entstehungsgeschichte des betreffenden Zu
satzes anknüpfende Begründung des Reichsgerichts im 
Erte il vom 26. V. 03 kräftigen, da diese sich nur auf den 
vom Reichsgericht als möglich angenommenen Fall bezieht, 
dass die ersten Erwerber ausser dem stipulierten Preis 
auch noch als w e r t e r h ö h e n d e n  Faktor Kosten 
übernehmen. Verwendbarer dagegen erscheint die in dem 
gleichen Urteil des Reichsgerichts enthaltene Bezugnahme 
aut den Zusatz der Novelle vom 14. V I. 1900 zufPosition 
Nr. 5 des Reichsstempelgesetzes: „bei inländischen Losen 
vom planmassigen Preis (Nennwert) sämtlicher Lose oder 
Ausweise m i t  A u s s c h l u s s  d e s  a u f  d i e  R e i c h s 
s t e m p e l a b g a b e  e n t f a l l e n d e n  B e t r a g s ”  
Zwar w ill das Reichsgericht auch hier die Ausdehnung 
dieser letzteren Bestimmung auf Aktienemissionen nur auf 
diejenigen Fälle beschränken, wo gesonderte Uebernahme 
der btempelkosten seitens der ersten Erwerber und hierdurch 
nach dem Standpunkt des Reichsgerichts Werterhöhung 
m  ^ eSer)leistung stattfindet. Der Zusatz zu Position 
Nr. 5 bezieht sich jedoch auf alle Formen der Ausgabe 
inländischer Lose und das Reichsgericht hat ausdrücklich 
die Anwendbarkeit dieses Zusatzes auch auf andere Fälle 
als die Emission von Losen anerkannt. Der Tatbestand 
bei Losemissionen liegt aber betreffs der hier zu berück
sichtigenden Punkte nicht anders als bei Emission von 
Aktien. Auch der Lotterieunternehmer führt den Stempel 
an den Fiskus ab und setzt im übrigen den Preis seiner 
Lose so hoch an, als es nur irgend alle von ihm zu berück
sichtigenden wirtschaftlichen Faktoren gestatten, sei es, 
dass der Preis des einzelnen Loses eine abgerundete Summe 
darstellt, in der häufig gemäss Aufdruck die Stempelkosten 
m it enthalten seien, sei es, dass ausser einer runden Summe 
der Stempelbetrag im Kaufpreis besonders gefordert wird. 
Den Gesamtwert der Gegenleistung des einzelnen Loses 
bestimmt auch hier in analoger Weise wie bei Aktien
emissionen die Abwägung des Unternehmers, welcher einer
seits den Preis zum eigenen Vorteil möglichst hoch zu 
bemessen bestrebt ist, andererseits aber die obere Grenze 
hierfür nicht zu überschreiten sucht, um den Losen die 
notwendige Anziehungskraft zu erhalten. Steht daher 
bei Bestimmung des Gegenwerts von Aktien und Losen 
der Wille der Handelnden unter wirtschaftlichen, von 
der gewählten Form des Geschäfts unabhängigen Gesetzen 
so stellt der in der gleichen Entscheidung zugezogene Fall 
der Auflage des Erben, die Erbschaftsteuer eines Ver- 
machtmsses zu entrichten, einen ganz unabhängigen 
Willensakt des Erblassers dar, durch den tatsächlich eine 
Wertverschiebung stattfindet; das Vermächtnis vergrössert 
sich um den Betrag der an sich auf ihm lastenden Steuer 
und die Erbschaft vermindert sich um den Betrag der zu 
zahlenden Steuer; tatsächlich findet hier Abwälzung der 
Steuer vom Vermächtnisnehmer' auf den Erben s ta tt ’ 
es ist daher dem Reichsgericht beizupflichten, dass sich 
die Erbschaftssteuer auch auf diese Auflage als den Wert 
des Vermächtnisses erhöhend zu beziehen hat und dass 
sie nicht in Parallele zu stellen ist m it der Kostenübernahme 
seitens der ersten Erwerber bei Aktienemissionen. W ird 
'm ’wt ^ nwen<lkarke it des Zusatzes der Novelle vom 
j 4 - lV I - 1900 zu Tarifposition Nr. 5 auf die Emission in- 
lanoischer Aktien usw. anerkannt, so erhält das oben aus 
der Entstehungsgeschichte des Zusatzes zu Position Nr. 1 a 
und b abgeleitete Ergebnis insofern genügend Stütze, 
als die Stempelkosten bei Stempelberechnung vom 
Gegenwert der Aktien abzuziehen sind, während die son
stigen Ausgabekosten unberücksichtigt bleiben; anderer
seits aber enthält die Entstehungsgeschichte des Zusatzes



275

zu Position Nr. 1 a und b den Hinweis, dass bei Ausgabe 
von Aktien zum blossen Nennwert vorheriger Abzug der 
Stempelkosten nicht den Intentionen des Gesetzgebers 
entspricht, während der Zusatz zu Tarifposition Nr. 5 
der Natur des Loses gemäss gerade auf den „planmässigen 
Preis (Nennwert) sämtlicher Lose”  Bezug nimmt. Hier
nach würde dann bei Stempelberechnung gemäss Tarif
position Nr. l a und b zunächst, wie bisher anerkannt, 
der wirkliche Wert der Aktien usw. zu ermitteln sein, wobei 
aber auch eine etwa gesondert stattfindende Kostenüber- 
nahme seitens der ersten Erwerber als Teil ihrer Gegen
leistung anzusehen ist; um aber den der Stempelabgabe 
gleichen Teil des so ermittelten Betrages von der Ver
steuerung auszuschliessen, würde nur ein nach Analogie 
der betreffenden Angabe in § 50 der Ausführungsbestim
mungen zum Reichsstempelgesetz festzustellender Teil
betrag des ermittelten Gegenwerts der Aktien (nur 100/103 
des Gesamtgegenwertes der Aktien, solange der Steuersatz 
von 3 pCt. in K ra ft ist) der Stempelberechnung zu Grunde 
zu legen sein, es sei denn, dass die Ausgabe zum Parikurs
wert der Aktien stattfindet. —

Zu welcher der am Anfang dieses Abschnittes ge
nannten Alternative man neigen mag, die Forderung nach 
e i n h e i t l i c h e r  Behandlung beider Formen der 
Gegenleistung bei Erhebung der Stempelabgabe wird 
anerkannt werden müssen. Vielleicht bietet sich dem 
Reichsgericht2) oder der Gesetzgebung Gelegenheit, Recht
sprechung und wirtschaftliches Empfinden in Ueberein- 
stimmung zu bringen.

2) N ach einer E n t s c h e i d u n g  d e s  R e i c h s -  
g e r  i  c h  t  s v  o m  2. 1. 1912 is t der bei Z u te ilun g  der A n te ile  
e iner Kolonialge,Seilschaft an deren Zeichner au f G rund von 
T a rifp o s it io n  4 a 3 in  V e rb indung  m it  4 a Abs. 2 des Reichs
stempelgesetzes in  H öhe von 3/ 10 °/00 vom  W e rt des Gegen
standes (vere inbarte r K a u f- oder L ieferungspreis usw.) zu 
en trich tende ( U m s a t z - )  S tem pel von der G e s a m t 
gegenleistung des einzelnen Zeichners zu berechnen, auch 
wenn sich diese fü r  den einzelnen A n te il zusam m ensetzt aus 
dem B e tra g  von dessen N ennw ert, ans dem B etrag  der nach 
1 a rifp o s itio n  1 b in  Höhe von 3 pC t. vom  N ennw ert des ein

zelnen A n te ils  zu en trich tenden ( A u s g a b e - )  Stempels und 
fe in e r aus einem B e trag  in  Höhe von 1 pC t. vom  N ennw ert des 
emzeinen A n te ils  fü r  G ründungskosten: der Reichsstempel 
nach T a rifp o s itio n  4 a 3 is t also im  vorliegenden F a ll nach 
einem Preis von. 104pC t. vom  N ennw ert des einzelnen A n te ils  
und  n ic h t entsprechend dem A n tra g  der klagenden K o lo n ia l
gesellschaft nach einem Preis von  100 pC t. zu berechnen. 
Denn es handele sich h ie r n ic h t um  U nkosten, die schon an 
sich (k ra ft Gesetzes oder Verkehrsanschauung) den Zeichnern 
zur L a s t fie len ; be tre ffs  der G ründungskosten sei dies ohne 
weiteres k la r, und  die V e rp flich tu ng , den Reichsstem pel zu
tragen, trä fe  die ersten Zeichner k ra f t  ö ffen tlichen  Rechts 
nu r im  F a ll von  § 2 des Reichsstempelgesetzes, der h ie r n ic h t 
v o r lie g t; p r iv a tre c h tlic h , d. h. gegenüber der em ittie renden 
Gesellschaft sei der Zeichner n u r k ra f t  besonderer V ere inbarung 
v e rp flic h te t, den Stem pel zu trage n ; diese V ere inbarung  stelle 
aber seitens der Zeichner das Versprechen einer Le is tun g  zu
gunsten der Gesellschaft dar, und  diese Le is tung  erhöhe daher 
l?1 vorliegenden F a ll, ebenso w ie das Versprechen, 1 pC t. 
G ründungskosten zu gewähren, entsprechend den Preis der 
A n te ile , stelle einen T e il des von  den Zeichnern zu leistenden 
E n tg e lts  d a r; es sei g le ichgü ltig , ob dieses in  einer Gesamt
summe ausgedrückt werde oder in  mehreren E inzelbeträgen, 
w ie im  vorliegenden F a ll, u n te r H inzu fü gun g  des Zwecks; 
Bezugnahme au f E ntsche idung vom  26. 5. 1903 sei n ic h t an
gängig, da es sich d o rt um  den Aktienausgabestem pel handele; 
dagegen liege der gegenwärtige F a ll ebenso w ie bei E ntsche i
dung vom  22. 3. 1910, wo angenommen sei, daß, wenn in  dem 
fü r  die Uebernahme der A k tie n  festgesetzten K urs  der Stempel 
m ite n th a lte n  sei, dieser K u rs  ohne A bzug des Stempels der 
Stem pelberechnung zugrunde zu legen sei.

A lso A u fre ch te rha ltun g  des dargeste llten Gegensatzes und 
außerdem gegensätzliche Behand lung bei gleichem  Tatbestand 
von Ausgabestempel und Um satzstem pel.

Zession und V erp fändung  einer Forderung  
gegen einen in  F ra n k re ich  wohnenden 

Schuldner.
V on A dvoka ten  D r. Schauer, Paris.

N ach französischem  R ech t ge langt der neue G läubiger 
D r it te n  gegenüber n ic h t eher in  den Besitz der ih m  abge
tre tenen F orderung als bis dem Schuldner du rch  Zuste llung 
(s ign ifica tion ) M itte ilu n g  von  der geschehenen A b tre tu n g  
geworden ist, oder bis der Schuldner die U ebertragung in  einer 
ö ffen tliche n  U rku nd e  (acte au then tique) angenommen hat. 
(A rt. 1690 c. c.) Diese Zuste llung  is t aber —  und da rüber 
s ind D o k tr in  und  Rechtsprechung e in ig  (s. Dalloz, code c iv i l 
annoté note 93 zu A r t .  1690) -— stets eine am tliche  Zuste llung 
du rch  G erich tsvo llz ieher; ebenso he rrsch t U ebere instim m ung 
darüber, dass die ö ffen tliche  U rkunde, du rch  die die A n 
nahm eerk lä rung zu erfolgen ha t, n u r eine no ta rie lle  U rkunde  
oder eine G erich tsvo llz ieherzuste llung sein kann (s. D a lloz 
a. a. 0 n. 136, 141). D ie also zwischen dem a lten  und dem neuen 
G läub iger an sich rech tsw irksam  erfo lg te  U ebertragung is t 
D r i t t e n  gegenüber n u r w irksam , wenn sie e n t w e d e r  
dem  Schu ldner du rch  G erich tsvo llz ieherakt zugeste llt worden 
is t, o d e r  wenn sie vom  Schuldner, dem sie in  anderer Weise 
z u r K e n n tn is  gekom m en ist, in  e iner in  F rank re ich  zulässigen 
ö ffen tlichen  U rku n d e  ane rkann t is t. Dabe i is t jedoch, je  nach
dem  einer der beiden Wege gew ählt w ird , der D r i t te  (tiers), 
dem  gegenüber die Zession W irk u n g  ha t, verschieden. D er 
D r it te ,  dem gegenüber die Zession erst G ü ltig k e it erlangt, 
wenn sie du rch  G erich tsvo llz ieherakt zugestellt is t, is t hier, 
nach ständ iger Rechtsprechung und D o k tr in , auch der S chu ld
ner selbst; m ag ih m  auch du rch  b rie flich e  M itte ilu n g  von  
seiten des Zedenten und  des Zessionärs oder au f andere Weise 
von  der geschehenen Zession K en n tn is  gegeben worden sein, 
so kann  er doch, solange ih m  n ic h t die o ffiz ie lle  Zuste llung 
geworden ist, den Zedenten jede rze it zur A nnahm e der Zahlung 
zwingen, ebenso w ie der Zedent im m er noch von dem Schuldner 
Zah lung  verlangen kann  (s. D a lloz a. a. 0, 227, 230, 233, 282, 
285 un d  die d o r t angeführten E ntscheidungen).— Anders v e rh ä lt 
es sich m it  der A n n a h m e  der Zession ; sie h a t zwischen 
Zedent, Zessionär und G läubiger auch dann W irku n g , wenn 
sie in  einem einfachen Briefe, n ic h t in  einer ö ffen tlichen  U r 
kunde, e rfo lg t is t (s. A u b ry  u. Rau, d ro it  c iv i l 4. A u fl. B d. 4 
.§ 359 bis, La u re n t, d ro it  c iv i l Bd. 24 n. 487, D a lloz  a. a. 0, 
N r. 151 u. 152). D e r D r it te  is t  also h ie r ieder ausserhalb des 
Kreises der genannten Personen (Zedent, Zessionär u. Schuld
ner) Stehende, so dass zw ar nach der einfachen sch riftlichen  
A nnahm eerk lä rung  der Schuldner fre iw ill ig  n ic h t m ehr an den 
Zedenten zahlen kann, der Zedent von  diesem keine Zahlung 
verlangen kann, w oh l aber ein d r i t te r  G läubiger des Zedenten 
die  F orde rung tro tz  der A b tre tu n g , w e il diese ih m  gegenüber 
w irkungslos is t, be im  Schuldner p fänden kann. E ine  F o r
derung kann  m it  R ech tsw irkung  gegen D r it te  n u r v e r
p fä nde t werden, wenn die P fändung in  einer ö ffen tlichen  oder 
P riv a tu rk u n d e  geschehen is t, wenn diese U rku nd e  e inreg i
s tr ie r t  is t und  alsdann dem  Schuldner zugeste llt is t (A rt. 
2075 c. c.). Es sind also d re i E rforderm isse gegeben: S c h r ift
lic h k e it, wobei es e inerle i is t, ob die U rku nd e  Ö ffentlich is t 
oder p r iv a t. E in reg is trie ru ng  au f einem französischen E n- 
reg istrem entsbureau und Zustellung, w e lch ’ le tztere, wie 
bei der Zession, bei M eidung der N ic h tig k e it, du rch  G erich ts
vo llz iehe r zu erfolgen ha t. —  D ie  Frage, ob diese Zuste llung 
ebenso w ie bei der Zession du rch  eine A nnahm eerk lä rung  des 
Schuldners ersetzt werden kann, is t be im  Schweigen des 
Gesetzes be s tritte n . Soweit sich übersehen lässt, ne ig t die 
Rechtsprechung und die Lehre  neuerdings eher dazu, die 
Frage zu verneinen (s. Da lloz, code c iv i l annoté, a rt. 2075, 
note 95— 99, B audry-Lacan tine rie , Précis de d ro it  c iv i l 7. A u f l 
B d. 3, N r. 1025.).

Es w a r notw endig , die fo rm ellen  Voraussetzungen der 
Zession und  der V erp fändung nach französischem R echt h ie r 
eingehender zu besprechen, w e il die B ea n tw o rtu ng  der Frage, 
welche F o rm a litä te n  no tw end ig  sind, wenn die Zession oder 
V erp fandung  c ire r  französischen Forderung im  Auslande 
geschieht, die Kenntnisse der französischen F o rm a litä te n
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voraussetzt. Im  P rin z ip  müssten auc li d ie im  Auslande ge
schehenen Zessionen oder Verp fändungen in  F rankre ich  
R ech tsw irksam ke it haben, wenn n u r d ie  am  O rte  der Zession 
oder V erp fändung  nö tigen F o rm a litä te n  be fo lg t sind, denn 
auch nach den in  F rank re ich  geltenden N orm en des in te r 
na tiona len  P riva tre ch ts  beherrscht nach dem G rundsätze: 
„locus  re g it ac tu m “ , das Gesetz des Ortes, an dem der V e rtrag  
zustande gekommen, dessen F o rm a litä te n . D ieser G rundsatz 
w ird  aber gerade bei Zession und V erp fändung  durchbrochen. 
D ie  oben geschilderten F o rm  Vorschriften  fü r  die in  Frage 
stehenden Rechtsakte sind nä m lich  bestim m t, diesen R echts
ak ten  eine gewisse (wenn auch unzureichende) P u b liz itä t  zu 
gewähren, sie dienen also dem Schutze D r it te r  und  sind daher 
nach französischer Rechtsauffassung V o rsch rifte n  der ö ffe n t
lichen O rdnung (d ’ordre pub lic ). E ine solche V o rs c h r ift muss 
aber be i M eidung der N ic h tig k e it des Rechtsaktes, an den 
sie geknü p ft is t, beobachte t werden, wenn dieser R ech tsakt 
in  F rank re ich  W irk u n g  haben soll. Zession und V erp fändung 
können also D r it te n  gegenüber in  F rank re ich  n u r dann W ir 
kung  haben, e inerle i wo sie geschehen sind, wenn die in  F ra n k 
re ich vorgeschriebenen F o rm a litä te n  e r fü l lt  s ind (s. L a u re n t 
a. a. 0, B d. V I I ,  S. 137 ff., Weiss, d ro it  in te rn a tio n a l privé, 
B d . I I ,  S. 397 ff) . W enn diese Regel fü r  a lle Fälle, wo die 
Zession oder die V erp fändung  einem in  F rank re ich  wohnenden 
D r it te n  gegenüber G e ltung  haben soll, g ilt, auch wenn der 
Schuldner in  F rank re ich  n ic h t w o h n h a ft is t, so g i l t  sie ganz 
besonders, jedoch auch aus einem  anderen Rechtsgrunde, 
da, wo der S chu ldner der übertragenen oder verp fändeten 
F orde rung  in  F rank re ich  w o hn t. Es r ic h te t sich n ä m lich  die 
A r t  und Weise, w ie eine F orde rung  zed ie rt oder ve rp fände t 
werden kann, nach französischer Rechtsanschauung, nach 
dem O r t des Sitzes dieser Forderung, und  fü r  die R ic h tig k e it 
dieser M einung sp rich t gar manches. (Man denke n u r die 
akzessorische N a tu r  des Zessions- und  Verpfändungsaktes, 
die ja  ohne die  H a u p to b lig a tio n  n ic h t denkbar s ind ; auch fü r  
d ie  F orm en der Im m ob ilia rve rp fä nd ung , der H y p o th e k  sind 
die Form en des Landes massgebend, in  welchem  sich das 
zu verp fändende G rundstück  be finde t). Es fra g t sich aber 
nun  w e ite r, wo is t der S itz  der Forderung, am  W o h n o rt des 
Schuldners oder an dem des G läubigers. W ährend die D o k tr in  
frü h e r m ehr dazu neigte, die F orde rung  als am  W ohnorte  des 
G läubigers d o m iz ilie rt zu be trach ten  (cf. Weiss, d ro it  in te r 
na tion a l p r iv é  B d . IV ,  S. 401 f f .  und die d o r t z it ie rte  L ite 
ra tu r), is t die M einung je tz t  die herrschende, dass der W ohn 
o r t  des Schuldners den S itz  der F orde rung  bestim m t.

Es fo lg t aus dem h ie r A ngefüh rten , dass Forderungen 
gegen einen in  F rank re ich  w ohnhaften  Schuldner aus einem 
doppelten G runde nach den Form en des französichen Rechts 
zed iert oder ve rp fände t werden müssen; e inm a l w e il diese 
Form en zum  Schutze D r i t te r  gegeben sind, und  w e il eine Reihe 
D r it te r  an der F orde rung in te ressierte r in  F rank re ich  zu 
wohnen p fle g t (in erster L in ie  der S chuldner selbst), dann 
aber w e il die Schuld selbst in  F rank re ich  d o m iz ilie rt is t und 
w e il die A r t  und Weise, w ie die F orde rung ve rp fände t oder 
übertragen w ird , sich nach dem Rechte des Landes der F o r
derung zu rich te n  ha t.

Es schien no tw endig , die deutsche B a n k w e lt m it  den h ie r 
geschilderten R echtsgrundsätzen bekannt zu machen, w e il 
die in  D eutsch land üb liche Zession und Lom bard ie rung  von 
Forderungen an Banken, den B an k ie r dann in  Verlegenheit 
füh ren  kann, wenn der Schu ldner in  F rank re ich  w o hn ha ft 
is t  und  wenn versäum t worden is t, die F o rm a litä te n  zu e r
fü llen , die das französische Gesetz vorsch re ib t. D ie E rö r
te rung  der Frage, in  w ie w e it a llerd ings der B a n k ie r die M ög
lic h k e it ha t, a lle  diese S chw ierigke iten dadurch zu umgehen 
dass die frag liche  Forderung in  eine W echse lforderung u m 
gewandelt und dann erst du rch  Indossam ent an ih n  über
tragen w ird , übers te ig t den Rahm en dieser D a rs te llung  und 
mag daher h ie r un be rücks ich tig t bleiben.

G erich tliche  Entscheidungen.

I. Handelsrecht.
Zu § I Ziff. 4, § 4 HGB., § 4 UnIWettbG.
D e r B e g r i f f  des B a n k g e s c h ä f t s  b e s t i m m t  s i c h  

n a c h  d e r  V e r k e h r s a u f f a s s u n g .  V o n  l e t z t e r e r  w i r d  
e i n  K l e i n g e w e r b e t r e i b e n d e r  (§ 4 H G B .) n i c h t  a l s  
B a n k i e r  a n g e s e h e n ,  e b e n s o w e n i g  e i n  g e w ö h n l i c h e r  
G e l d v e r l e i h e r .  W e r s e i n G e s c h ä f t i m b e w u ß t e n G e g e n -  
s a t z  zu  d i e s e r  V e r k e h r s a n s c h a u u n g  ö f f e n t l i c h  o d e r  
i n  M i t t e i l u n g e n ,  d i e  s i c h  an e i n e n  g r ö ß e r e n  P e r 
s o n e n k r e i s  w e n d e n ,  a l s  B a n k g e s c h ä f t  b e z e i c h n e t ,  
m a c h t  s i c h  w e g e n  u n l a u t e r e n  W e t t b e w e r b s  s t r a f 
b a r ,  o h n e  d a ß  es d a r a u f  a n k o m m t ,  ob i n  d e r  h a n d e l s 
r e c h t l i c h e n  L i t e r a t u r  e i n e  A n s i c h t  v e r t r e t e n  i s t ,  
n a c h  w e l c h e r  e r  d i e  B e z e i c h n u n g  „ B a n k g e s c h ä f t "  zu  
g e b r a u c h e n  b e r e c h t i g t  wä re .

U rte il des RG. I I .  Straf-Sen. vom  26. März 1912. 2 D
170, 1912.

G r ü n d e .
Der Eröffnungsbeschluss versteht un ter den fü r  einen 

grösseren Personenkreis bestim m ten M itte ilun gen  die im  an
gefochtenen U rte il w iedergegebenen Zuschriften und un te r den 
zur Irre füh rung  geeigneten Angaben die Bezeichnung des Ge
schäfts des Angeklagten als Bankgeschäft und die H e rvo r
hebung der auf der linken  Seite der Zuschriften  aufgeführten 
besonderen Geschäfte.

Das U rte il verne in t die Schuld des Angeklagten in diesen 
Richtungen.

D ie Revision des Centralverbandes des Deutschen Bank- 
und Bankiergewerbes als Nebenklägers rü g t V erle tzung des 
§4 des Gesetzes gegen den un lauteren W ettbew erb vom  7. Jun i 
1909 m it A usführungen, die sich gegen die Entscheidung in  
bezug auf die Bezeichnung des Geschäfts des Angeklagten als 
Bankgeschäft rich ten. Sie is t begründet.

Die H ingabe verzinslicher Darlehen gehört a llerd ings zu 
den Bankiergeschäften im  Sinne des § 1 Abs. 2 N r. 4 des 
Handelsgesetzbuchs. Daraus fo lg t aber n icht, dass der Ge
schäftsbetrieb des Angeklagten als Bankgeschäft bezeichnet 
werden durfte. Dieser B e g r iff is t gesetzlich n ich t umschrieben 
und bestim m t sich nach der Verkehrsauffassung Es fo lg t 
n ich t ohne weiteres aus § 1 des Handelsgesetzbuchs, dass Ban
k ie r sei, w e r irgendwelche A rte n  der Bankiergeschäfte im  
Hauptgewerbe betre ib t. Der S chw erpunkt beim Bankgewerbe 
lie g t darin, dem Bedürfnisse des Verkehrs nach dem Umsatz 
von Geld und geldähnlichen W erten (W ertpapieren) durch A b 
schluss oder V e rm ittlu n g  geeigneter Rechtsgeschäfte zu dienen. 
E in  K le ingew erbetre ibender (§ 4 Handelsgesetzbuch) w ird  im  
Verkehr n ich t als Bankier angesehen. Das Geschäft eines ge
wöhnlichen Geld Verleihers is t nach der Verkehrsanschauung 
ke in  Bankgeschäft So hat sich der erkennende Senat bereits 
im  U rte il vom 19. Dezember 1911 2 D. 900,11 ausgesprochen1).

Der A ngeklagte hat gewerbsmässig Darlehnsgeschäfte, ins
besondere „eine ganze Anzahl von Lom bardgeschäften“ (Pfand- 
leihgeschäften?) abgeschlossen und ve rm itte lt. Sow eit die bis
herigen Festste llungen ergeben, w ar sein Geschäftsbetrieb nach 
der Auffassung des Verkehrs kein Bankgeschäft und diese Be
zeichnung enthie lt, zumal in  Verb indung m it der „A u ffü h ru n g  
des ganzen, das Geschäftsunternehmen als ein besonders ka
p ita lkrä ftiges, le istungsfähiges und darum vertrauenswürd iges 
erscheinen lassenden Geschäftskomplexes“ , eine unwahre und 
zur Irre füh rung  geeignete Angabe über geschäftliche V erhält
nisse.

Das U r te il verne in t dies auch nicht. Es fü h rt aus einem 
Kom m entar zu § 1 des Handelsgesetzbuchs die Rechtsm einung 
an, Bankgeschäft sei auch die gewerbsmässige Abschliessnng 
von Darlehnsgeschäften, lässt indessen dahingestellt, ob diese 
M einung zu b illigen  sei, „denn jedenfalls w ar der Angeklagte 
fest überzeugt, dass sein Geschäft ein Bankgeschäft sei, und 
rechnete auch n ich t einmal m it der M öglichkeit, dass diese 
Bezeichnung eine un rich tige  und unzulässige sei“ . Es fo lg e rt 
die Ueberzeugung des Angeklagten aus einer b e i A u s l e 
g u n g  des  § 1 des H a n d e l s g e s e t z b u c h s  m öglichen M ei
nung, n i c h t  aus der massgebenden V e r k e h r s a u f f a s s u n g .  
Das is t rech ts irrig . F ü r die Frage, ob der A ngeklagte seine

*) Vgl. Bank-Archiv vom 15. Februar 1912, S. 155.
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unwahre Angabe w issentlich gemacht hat, is t seine K enntn is  
davon entscheidend, w e lcher Sinn im  geschäftlichen Verkehr 
seiner Angabe beigemessen w ird .

II. Bürgerliches Recht.
1. Zu §§ 269, 270, 242 BGB.

1. D u r c h  d i e  U e b e r m i t t l u n g s p  f l i c h t  d e s  
S c h u l d n e r s  b e i  G e l d z a h l u n g e n  w i r d ,  
u n d  z w a r  a u c h  i m  P l a t z v e r k e h r ,  d i e  
H o l s c h u l d  n i c h t  z u r  B r i n g s c h u l d .

2. H a t  d e r  S c h u l d n e r ,  d e r  a n  s e i n e m  
W o h n s i t z e  z u  l e i s t e n  h a t ,  v o r  F r i s t 
a b l a u f  d e n  f ä l l i g e n  B e t r a g  b e i  d e r  
P o s t  f ü r  d e n  G l ä  u b  i g e r  e i n g e z a h l t ,  
s o  h a t  e r  d i e  F r i s t  g e w a h r t .

3. D a s s e l b e  g i l t  a u c h ,  w e n n  d e r  S c h u l d 
n e r  v o r  F r i s t a b l a u f  e i n e n  S c h e c k  
ü b e r  d e n  B e t r a g  a n  d e n  G l ä u b i g e r  
a b g e s a n d t  h a t ,  a u c h  w e n n  d i e s e r  i h n  
e r s t  n a c h  F r i s t a b l a u f  e r h ä l t  u n d  e i n 
l ö s e n k a n n .  •

U r te i l des R G ., V I .  Z iv .-S en. vom  11. Januar 1912, 
V I  480, 10. (RG Z. B d. 77, S. 137).

N ach den Festste llungen des B eru fungsgerichts ha tte  
der B eklag te  am  11. A p r i l abends an R ., der z u r Em pfangnahm e 
der Zahlungen fü r  den K lä ge r be fug t war, einen a u f d ie .L .-  
K re d itb a n k  ausgestellten Scheck über den b is zum  11. A p r i 1 
zu en trich tenden Z insbetrag du rch  Aufgabe zu r Post gesandt; 
R . h a tte  den Scheck am  M orgen des 12. A p r i l  e rha lten  und 
noch im  Lau fe  desselben Tages den. B e trag  be i der B a n k  er 
hoben. D er B ek lag te  w a r der A ns ich t, dass die vertragsmässige 
Z ah lungs fris t gew ahrt worden sei. D e r K lä ge r b e s tr it t  dies, 
D ie  V orinstanzen w illfa h rte n  dem  K lagbegehren. Das L a n d 
ge rich t h ie lt  die Le is tung  des Schuldners im  wesentlichen 
deshalb fü r  verspäte t, w e il d ie Uebersendung des Schecks 
übe rh aup t keine Z ah lung  im  Rechtssinne, eine solche m ith in  
jedenfa lls  n ic h t rech tze itig  geschehen sei. Das B eru fungs
ge rich t dagegen w a r der M einung, dass, wenn der G läubiger 
einen Scheck annehme und  zu r E in lösung  bringe, diese E in 
lösung zu r Folge habe, dass, sow eit eine F ris tw ah run g  in  Frage 
stehe, die Zah lung  des Schuldners als du rch  die H ingabe des 
Schecks im  A ugenb licke der H ingabe e rfo lg t anzusehen sei. 
W e il aber der Scheck erst am  12. A p r i l dem  G läubiger in  der 
Person des E m pfangsbevo llm äch tig ten  zugekom m en sei, wurde 
die Uebergabe des Schecks fü r  ve rspä te t e rachte t und hierzu 
ausgeführt, die Z inszahlung des Darlehnsschuldners sei nach 
der Verkehrsauffassung eine B ringschu ld , eine solche werde 
aber -im P la tzve rkeh r erst „d u rc h  U eberbringung g e tilg t“ . 
D ie  vom  L a nd ge rich t in  bezug genommene V o rs c h r if t  des 
§ 270 B G B . gelte n u r fü r  D istanzzahlungen, n ic h t aber auch im  
P la tzverkehre . A u f die R evis ion des B ek lag ten  w urde das 
U r te i l aufgehoben und  die Sache an das B eru fungsgerich t 
zurückverw iesen.

A us den G ründen :
W ie  schon das La nd ge rich t zu tre ffend  angenommen hat, 

w ürde , wenn der S chuldner am  A bend des 11. A p r i l  den er
fo rde rlichen  G eldbetrag bei der Post ba r e inbezah lt hä tte , 
seine Zah lung als noch v o r F ris ta b la u f e rfo lg t zu ge lten haben, 
auch wenn sie frühestens am 12. A p r i l dem G läubiger zugehen 
konn te . N ach § 269 B G B . h a t der Schuldner —  von besonderen 
U m ständen abgesehen —  an seinem W ohnsitze  zu le is ten : 
aus diesem is t auch die R e ch tze itig ke it des E rfü llungsaktes 
zu beurte ilen . Dass hieran bei G eld le istungen auch du rch  die 
U e b e rm itte lu n g sp flich t nach § 270 Abs. 1 B G B . n ich ts  ge
än de rt w ird , is t be i der Auslegung dieser V o rsch rifte n  he rr
schende M einung und  auch schon vom  V I I .  Senat des Reichs
gerich ts in  der Sache Rep. V I I .  333, 08 (vgl. R ech t 1909 N r. 
2231) ausgesprochen worden. § 270 B G B . w i l l  n u r sagen, 
dass im  Zw eife l der Schu ldner die Versendung der Schuld
summe au f seine Kosten und G efahr besorgen, also be i V e rlus t 
nochm als le isten muss. Dass dadurch n ich ts  am  Le istungs
o rte  geändert w ird , sp rich t Abs. 4 des § 270 ausdrück lich  aus. 
Bezüg lich  der Le is tungsze it k o m m t es da rau f an, w o rin  die 
zur E rfü llu n g  bestim m te Le is tung  des Schuldners b e s te h t: 
h a t er das, was seinerseits zu r E rfü llu n g  zu geschehen ha t, am 
E rfü llun gso rte , also nach § 269 regelmässig an seinem W o h n 
sitze, v o r F ris ta b la u f getan, so is t dies jedenfa lls  rech tze itig  
geschehen, sofern die Le is tung  n u r überhaup t an den G läubiger

gelangt. F ü r  G eldzahlungen e rg ib tfs ich  hieraus, dass sich der 
Schuldner, sofern sein W ohn s itz  nach § 269 als E rfü llu n g s o rt 
anzusehen ist, des Geldes n ic h t frü h e r zu entäussern b ra uch t, 
als wenn der G läubiger bei ih m  erschiene, um  es zu h o le n : 
w i l l  er es du rch  die Post versenden, so genügt es, wenn die 
E inzah lung  bei der Post v o r F r is ta b la u f geschieht. Anders 
nu r, wenn etw a ve re in ba rt is t, dass der G läubiger die Le is tung  
in ne rha lb  der F r is t  zu empfangen habe.

Das B eru fungsgerich t w i l l  die V o rs c h r if t  des § 270 B G B . 
n u r fü r  D istanzzahlungen gelten lassen, n ic h t auch im  P la tz 
verkehre. Diese vom  Beru fungsgerich t angenommene E in 
schränkung is t dem § 270 B G B . frem d, weder du rch  seinen 
W o r t la u t  geboten noch in n e rlich  begründet. I n  Abs. 1 des 
§ 270 is t  von  dem W ohnsitze  des G läubigers n ic h t anders 
die Rede als in  Abs. 1 des § 269 von dem des Schuldners, 
durchaus ohne Beziehung zu räum liche r T rennung be ider Te ile ; 
ein „U e b e rm itte ln “ , w ie im  Gesetze bezeichnet, kann  auch 
in ne rha lb  derselben O rtsch a ft oder po litischen Gemeinde 
s ta ttf in d e n . (W ird  näher ausgeführt.)

G ilt  § 270 auch fü r  den P la tzve rkeh r, dann bedarf, es fü r  
die. an sich zutre ffende A ns ich t, die Z insschuld sei eine B r in g 
schu ld gewesen, n ic h t der besonderen vom  B eru fungsgericht 
ange führten Verkehrss itte . U n d  dass w e ite r eine solche dah in  
bestünde, B ringschu lden w ürden im  P la tzve rkeh re  „ n u r  durch 
U eberbringung  g e tilg t“ , b e ru h t au f einer n ic h t begründeten 
U nte rsche idung zwischen dem P la tz - und  dem F ernverkehre : 
fü r  beide gelten v ie lm eh r die bereits aus § 270 Abs. 4, verb. 
m it  § 269, en tw icke lten  Grundsätze. H ie rnach  b le ib t es dabei, 
dass, wenn der Schuldner am  A bend des 11. A p r i l 1910 bares 
Geld bei der Post fü r  den E m pfangsbevo llm äch tig ten  des 
G läubigers e ingezahlt hä tte , seine Le is tun g  als v o r F ris ta b la u f 
geschehen gelten müsste, auch wenn das Geld erst am  12. A p r i l 
be im  Adressaten e in tre ffen  konnte.

N u n  h a t er ih m  aber n ic h t bares Geld, sondern einen 
Scheck gesandt. M itte ls  des Schecks h a t der B evo llm äch tig te  
des G läubigers das Geld am  12. A p r i l 1910 erlangt, höchstens 
einige S tunden später, als ih m  die P ost gesandtes Bargeld 
ausbezahlt hä tte . Z u tre ffend  und  ohne W ide rspruch  sind 
beide Vorinstanzen davon ausgegangen, dass der Scheck 
n ic h t an Z ah lungss ta tt gegeben und  genommen wurde, sondern 
n u r zahlungshalber, dass m ith in  du rch  seine H ingabe E rfü llu n g  
n u r e in tre ten  konnte , wenn und  soweit er ho no rie rt wurde. 
N ach  dem  festgeste llten Sachverha lt h a t aber der G läubiger 
in  der Person seines B evo llm äch tig ten  m itte ls  des Schecks 
die Zah lnug  im  wesentlichen so ze itig  erha lten, dass er die 
Sendung des Geldes, wenn sie u n m itte lb a r e rfo lg t wäre, als 
rech tze itig  gelten lassen müsste. B e i diesem V erlau fe  der D inge 
muss er auch die Schecksendung als rech tze itige  E rfü llu n g s 
le is tung  gelten lassen. N ach § 242 B G B . is t  der S chuldner 
v e rp flic h te t, die Le is tung  so zu bew irken, w ie es T reu  und  
G lauben m it  R ücks ich t au f die V erkehrss itte  erfordern . Diese 
V o rs c h r if t  e rheb t n ic h t nu r eine F orde rung  an den Schuldner, 
sie e n th ä lt auch eine B eschränkung fü r  den G läub iger: er 
d a rf n ic h t  m ehr fo rdern , als T reu  und  G lauben m it  R ücks ich t 
au f die V erkehrss itte  rech tfe rtigen . H iergegen aber w ürde 
der G läubiger im  vorliegenden Fa lle  verstossen, wenn er die 
m itte ls  des Schecks erlangte  G eld le istung n ic h t als v o r F r is t 
ab la u f geschehen gelten lassen w o llte . Gegenüber der u n 
m itte lb a re n  G eld le istung h a t der G läubiger a llerd ings insofern 
weniger erha lten, als er sich das Geld erst be im  Scheckbe
zogenen holen musste. Diesen U m stand  kann  er aber n ic h t 
gegen den Schuldner ge ltend machen, w e il er den Scheck 
angenommen und  es d a m it fre iw ill ig  au f sich genommen hat, 
zu r Beschaffung der Le is tung  se lbs ttä tig  m itzuw irken .

Ob und  u n te r welchen U m ständen im  allgem einen der 
G läubiger, um  einer solchen Folge zu begegnen, einen ih m  
übersandten Scheck ausdrück lich  zurückzuweisen und  s ta tt  
dessen das bare Geld verlangen muss, kann  u n e rö rte rt bleiben, 
w e il der G läubiger im  vorliegenden Fa lle  den Scheck zweifellos 
und  u n b e s tritte n  angenommen ha t. W ie  zu u rte ile n  wäre, 
wenn die V e rw ertun g  des Schecks längere Z e it beansprucht 
h ä tte  oder vom  G läubiger lässig be trieben worden wäre, kann 
g le ich fa lls  dahinstehen; denn diese Fä lle  s ind n ic h t eingetreten, 
und die vorliegende E n tsche idung s tü tz t sich led ig lich  au f 
den fü r  den vorliegenden F a ll festgeste llten Hergang der 
D inge .“  . . .

2. Zu §§ 705, 736 ff. BGB.
W e r  A n t e i l e  e i n e r  B o h r g e s e l l s c h a f t  e r w i r b t ,



278

h a f t e t  f ü r  d i e  r ü c k s t ä n d i g e  Z u b u s s e  des  V o r b e s i t z  ers  
n u r ,  w e n n  d i e s  i m  G e s e l l s c h a f t s v e r t r a g e  a u s d r ü c k 
l i c h  b e s t i m m t  i s t .

U r te il des Kam m ergerichts vom 17. Novem ber 1911 (15 U. 
4471. 11 ')).

Die K lage is t auch m aterie ll begründet. D ie  beklagte 
Gesellschaft be tre ib t den Bergbau ausserhalb Preussens, auf 
ihre Rechtsverhältnisse finden daher die V o rsch rifte n  des A l l
gemeinen Berggesetzes fü r  die preussischen Staaten vom  
24. Jun i 1865 keine Anw endung. D ie Beklagte is t keine Ge
w erkschaft im  Sinne des Berggesetzes und die A n te ile  an ih r 
sind keine Kuxe. Das Reichsgericht le is te t aus der N a tu r des 
Rechtsverhältnisses, indem  der Gewerke als solcher zu der 
Gewerkschaft steht, und aus der R echtsnatur des Kuxes, 
dessen E rw erber in  das gesamte Rechtsverhältnis des V e r
äußerers eintrete, die P flic h t des neuen E igentüm ers her, auch 
fü r die Zubusserückstände des Rechtsvorgängers aufzukommen. 
RG. 51, 74, 54, 351. Bei der v ö llig  anders gearteten Rechts
ste llung der M itg lieder einer privatrech tlichen Gesellschaft 
kann dieser Satz n ich t auf das Rechtsverhältnis des Erwerbers 
von A n te ilen  der beklagten Gesellschaft übertragen werden. 
D ie Beklagte un tersteht den Vorschriften  des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Gesellschaft. §§ 54, 705 ff. BG B. Die 
priva trech tliche  Gesellschaft beruht auf dem Zusammenschluss 
bestim m ter Personen, die sich ve rtrag lich  zu einem gem ein
samen Z w eck verbunden haben. D er A u s tr it t  eines M itg liedes 
lös t grundsätzlich die bisherige Gesellschaft auf, und. der E in 
t r i t t  eines neuen Gesellschafters begründet, eine neue Gesell
schaft. § 723, 727, 728 BGB. Der neu eintretende Gesell
schafter ha fte t daher ohne besondere Uebernahme n ich t fü r  
die Schulden der alten Gesellschaft und zw ar auch dann nicht, 
wenn sein E in tr i t t  m it dem A u s tr it t  eines früheren M itg liedes 
verbunden ist. Ebensowenig hat er fü r  rückständige Beiträge 
des früheren M itg liedes aufzukornmen, wenn er h ierzu keine 
V erp flich tu ng  übernommen hat. N un lässt a llerd ings das G e
setz auch ein M itg lieds Wechsel zu, ohne daran fo rm e ll die Be
endigung der alten Gesellschaft und die B ildung  einer neuen 
zu knüpfen. § 736 ff. BGB. R echtlich sollte dadurch das V e r
hä ltn is des neuen Gesellschafters zu der alten Gesellschaft 
aber keine A enderung erfahren. Der neue Gesellschafter t r i t t  
daher von selbst in  die bereits vo r seinem E in tr i t t  entstandenen 
\  erp flich tungen des ausscbeidendeu Gesellschafters weder der 
Gesellschaft noch D ritte n  gegenüber ein.

D ie  Rechtsfolgen des E in tr itts  in  eine bestehende Gesell
schaft un terliegen jedoch der fre ien Vere inbarung und es kann 
durch V ertrag  bestim m t werden, dass der neue Gesellschafter 
an Stelle oder neben dem ausscheidenden fü r dessen Gesell
schaftsschulden hafte t. E ine solche H a ftung  hat indessen der 
K lä ge r fü r die von der F irm a A. V. K . &  Oo. geschuldete Z u 
busse n ich t übernommen. Dass dies ausdrücklich zwischen 
4;' N- &  Oo. und dem K läge r vere inbart worden wäre, hat 
die Beklagte n ich t behauptet. Im  G egenteil steht durch ih r  

ugeständnis fest, dass in  der A b tre tungsurkunde verm erkt 
war, Zubussen seien n ich t rückständig. Uebor ihre Ueber
nahme _ is t danach nichts bestim m t worden. W e ite r tre ffen 
auch die Satzungen der Beklagten h ierüber keine Bestim m ung. 
Unbedenklich kann davon ausgegangen werden, dass der 
K lage r beim E rw erb der Gesellschaftsanteile g e w illt  war, sich 
den Vorschriften der Satzungen zu unterw erfen. Es handelte 
sich n ich t um  den E rw erb einer blossen Forderung, sondern 
um  den der M itg liedschaft der Beklagten, RG. 57, 415' Der 
K lä ge r wusste, dass er als M itg lied  in  die beklagte Gesellschaft 
e in tra t und dam it den in  den Satzungen enthaltenen Gesell
schaftsvertrag als fü r ihn verb ind lich  erklärte. § 10 Satz 2 
der Satzungen bestim m t hierzu ausdrücklich: „D u rch  Annahme 
der U ebertragungserklärung (Zession) u n te rw irft  sich der E r
werber eines A nte iles  unbedingt den Bestim m ungen dieser 
Satzungen.“

Ueber die H a ftung  fü r Beiträge (Zubussen) sagt § 14: 
„Be i  fre iw ill ig e r  Veräusserung von A nte ilen b le ib t deren seit
heriger E igentüm er der Gesellschaft fü r  beschlossene Beiträge 
verp flich te t, bevor die Um schreibung der A n te ile  im  M itg lied e r
buche n ich t eher ge forde rt werden dürfe, als bis etwa rück
ständige Beiträge gezahlt seien. In  diesen Paragraphen kom m t 
nu i zum Ausdruck, dass der Gesellschafter durch Veräusserung * I

') Mitgeteilt von Honn Rechtsanwalt Dr. A r t u r  N n s s b a u m
I turliu.

seiner A n te ile  von der P flich t, die bis dahin fä llig  gewordenen 
Beiträge zu zahlen, n ich t fre i werde und deshalb die U m 
schreibung im  M itg liederbuche d. h. die Entlassung aus der 
Gesellschaft n ich t eher zu beanspruchen habe, als bis er seine 
Verp flich tungen gegen die Gesellschaft e r fü llt habe. Davon 
dass der E rw erber der A n te ile  fü r rückständige B eiträge des 
Veräusserers aufzukommen habe, steht nichts in  den Satzungen. 
E ine solche Bestim m ung erschien offenbar überflüssig, da in 
den § § 14  und 11 vorgesorgt war, dass ein neues M itg lied  an 
die Stelle des alten erst w irksam  tre ten  konnte, nachdem 
sämtliche auf den A n te il entfallende Beiträge gezahlt waren, 
l ü r  eine M itha ftu ng  des neuen M itg liedes neben dem alten 
w a r daher ke in  Raum.

F ür die R ich tigke it dieser Auslegung spricht auch der § 7 
der Satzung. D o rt w ird  eine V erste igerung von A nte ilen  fü r 
zulässig erklärt, die durch Ausscheiden oder Ausschliessung 
von Gesellschaftern fre i geworden sind, und fü r  einen solchen

ai bestim m t, dass der E rste igere r rückständige Verp flich tungen 
trä g t D am it is t anerkannt, dass die Uebernahme rückständiger 
Schulden n ich t die natürliche Rechtsfolge des Erwerbs von 
Ante ilen  ist. Diese Folge is t alle in fü r  den V e rs te ig e rn g s - 
a aufgestellt. Sie is t n ich t fü r  den Fa ll der fre iw illig e n  

Veräusserung ausgesprochen. D ie  Beklagte hat hiernach kein 
Recht, von dem K lä ge r die in  B etracht kommenden Beiträge 
(Zubussen) zu fordern, die u n s tre itig  v o r dem E in tr i t t  des 

ägers in  die Gesellschaft fä ll ig  geworden waren. Sie werden 
von der F irm a K. &  Oo. alle in geschuldet. W enn die Beklagte 
v o r m pfang der Beiträge den K läge r in  das M itg liederbuch 
eingetragen hat, so hat sie dies auf ihre Gefahr getan und 
S1C am^  eines w irksam en M itte ls  begeben, die Verkäuferin  
zur T ilg un g  ih re r V erb ind lichke iten zu zwingen. W arum  sie 
so gehandelt hat, is t g le ichg iltig . U n te r der grundlosen Au f 
gabe ih rer Rechte kann der K lä ge r n ich t leiden.
, . ändern die Beklagte den K läge r in  das M itg liederbuch ein
trug , nahm sie ih n  von da an als Gesellschafter auf und er
kannte seine B e te iligun g  an der Gesellschaft nach Massgabe 
c er erworbenen A n te ile  an. Für die rückständigen B eiträge 
seines Rechtsvorgängers hafte te er n ich t und w ar auch daher 
m it deren Zahlung n ich t säumig. D ie Gesellschaft hat in fo lg e 
dessen kein Recht, ihn  auf G rund des § 13 der Satzung der 
erworbenen A n te ile  fü r  ve rlus tig  zu erklären. Danach is t die 
in  der U rte ils fo rm e l ausgesprochene Festste llung gerecht
fe rtig t.

Nach § 91 ZPO. hat die Beklagte die Kosten des Rechts
streits zu tragen. Nach § 708 Z if fe r  7 ZPO. w ar das U rte il 
lu r  v o rlä u fig  vollstreckbar zu erklären.

III. Börsenrecht.
Z'J §§ 762, 764, 138 BG3.
1. D er D i f f e r e n z e i n w a n d  i s t  g e g e n ü b e r  

K a s s a g e s c h ä f t e n  g r u n d s ä t z l i c h  u n z u 
l ä s s i g .

U i n e  s i t t e n w i d r i g e  V e r l e i t u n g  z u
B ö r s e n g e s c h ä f t e n  l i e g t  n i c h t  s c h o n  d a n n  
v o r ,  w e n n  d a s  V e r h a l t e n  d e s b e t e i l i g t e n  
B a n k i e r s  v o m  S t a n d p u n k t  d e s  v o r n e h m e n  
g e s c h ä f t l i c h e n  V e r k e h r s  k e i n e  B i l l i g u n g  
v e r d i e n t .  ö ö

U r te il des RG . I.  Z iv.-Sen. vom  23. Dezember 1911 
Rep. I, 604, 10').

T a t b e s t a n d :
K lage r h a t m it  der Behauptung, dass die Beklag te  fü r  

ih n  den A n- und V erka u f von nom . 9000 M. A k tie n  der Spin
nerei V . ausgeführt h a t und ih m  aus diesem Geschäft 158,18 M. 
schulde, K lage au f diesen B e trag  erhoben.

D ie Beklagte behauptet, dass sie m it  dem K läge r von 
1906 1908 in  G eschäftsverbindung gestanden und n ic h t nu r
das vom  K läger herangezogene Geschäft ausgeführt, sondern 
in  zahlreichen Fä llen  fü r  den K läge r Kassageschäfte in  W e rt
papieren abgeschlossen habe. Sie h a t Buchauszug vorgelegt 
und au f Zahlung des Saldos von 5426 M. nebst Zinsen W id e r
klage erhoben.

D ie 3. Z iv ilk a m m e r des K ön ig lichen  Landgerich ts M ünste r 
h a t K lage und W ide rk lage  abgewiesen. N u r  die Beklag te  h a t 
B e ru fung  eingelegt, und der 3. Z iv ilsena t des K ön ig lichen

’) Miig-eteilt von Herrn Reichsgerichtsrat Dr. D ü r i n g e r ,  Leipzig.
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Oberlandesgerichts zu H am m  h a t der B eru fung  stattgegeben, 
den K läge r nach dem A nträge  der W iderk lage v e ru rte ilt.

D ie  hie 'gegen vom  K läge r eingelegte R ev is ion  wu- de zu
rückgewiesen.

E n t s c h e i d  u n g s  g r ü n d e  :
D er V o rd e rrich te r h a t zunächst auf G rund  der Beweis

aufnahm e festgestellt, dass in  Beziehung au f alle in  Rechnung 
gestellten K äu fe  und V erkäufe  von W ertpap ie ren der K läger 
A u ftra g  zur A us führung  des Geschäftes e rte ilt  ha t, ferner —  
gegenüber dem E inw and  des D ifferenzgeschäftes und Spiel
vertrages — , dass die Beklagte, wenn sic einen A u ftra g  des 
K lägers zu K äu fen  e rh ie lt, so fo rt eine B e rline r B an k  m it  der 
Anschaffung beauftrag te , welche die Papiere fü r  die B eklag te 
u n te r Uebersendung von  S tückverze ichnis und Abrechnung 
in  D epo t nahm, während die Beklag te  ih rerse its  den K läger 
m it  dem aufgewendeten Betrage u n te r H inzurechnung von 
P rov is ion  belastete. Danach —  so w ird  ausge führt —  könne 
von  Anw endung des § 764 B G B . keine Rede sein, der voraus
setze, dass ein von  dem Z e itpu nk te  des Kaufabschlusses v e r
schiedener Z e itp u n k t der L ie fe rung  ve re in ba rt sei. Kassa
geschäfte seien b e g riff lic h  der Anw endung des § 764 c it. en t
zogen und  da fü r, dass h ie r n u r die F o rm  von  Kassengeschäften 
gewählt, in  W irk lic h k e it  der Abschluß von Term ingeschäften 
ge w o llt sei, fehle es an jedem  A n h a lt. Z u r B egründung des 
Spieleinwandes (§ 762 B G B .) reiche n ic h t aus, dass nach den 
getro ffenen Vere inbarungen K lä ge r —  w ie den Aussagen der 
Zeugen entnom m en w ird  —  n ic h t v e rp flic h te t sein sollte, die 
fü r  ih n  anzuschaffenden W ertpap ie re  e ffe k tiv  abzunehmen 
und den Preis ba r zu zahlen, dass v ie lm eh r Beklagte sich zur 
e instw e iligen S tundung des Preises be re it e rk lä rte , noch auch, 
dass von  vornhe re in  die W eiterveräußerung der Papiere zwecks 
E rz ie lung  eines Kursgew innes geplant w ar. A uch  käm e n ich t 
in  B e tra ch t, dass der K läge r (angeblich) n u r wenig Vermögen 
bes itz t und  die Beklag te  dies wusste, dass er als U hrm acher 
dem Börsenhandel fernstand, dass die Papiere in  B e rlin  v e r
blieben, dass au f Stückverzeichnisse ve rz ich te t w a r und die Be
k lagte  sich Vorbehalten ha tte , an Stelle der gekauften Stücke 
andere zu lie fern . A lles das fa lle  h ie r n ic h t entscheidend in  
das Gewacht, w o es sich durchw eg um  e rn s th a ft gemeinte 
K äu fe  und V erkäufe  gehandelt habe.

Diese B egründung lässt einen R e ch ts irr tu m  n ic h t erkennen. 
Z w ar kann  auch in  der F o rm  des Kassageschäfts D iffe renz- 
und Börsenspiel getrieben werden, so näm lich , dass n u r der 
Schein des Kassageschäfts hervorgerufen, in  W a h rh e it eine 
andere G eschäftsart gew o llt w ird . M it  der ta tsäch lichen 
Festste llung aber, dass die einzelnen K a u f- und V erkau fs
geschäfte e rn s th a ft gem eint waren, e n tfä llt  der E inw and aus 
§§ 762 ff.  B G B . D ie in  dieser R ich tu n g  vorgebrachte Rüge 
h a t die R evis ion denn auch fa llen  lassen.

D em  E in w a nd  gegenüber, dass die ge tä tig ten  Geschäfte 
gegen die guten S itten  verstossen h ä tte n  und daher n ich tig  
seien, fü h r t  der V o rd e rrich te r aus, es sei a llerd ings vom  v o r
nehmen geschäftlichen S tan dpu nk t aus n ic h t zu b illigen , und 
es habe dem Gebaren eines vornehm en geschäftlichen V er
kehrs n ic h t entsprochen, dass der persönlich haftende Gesell
schafter der B ank, L ., dem P roku ris ten  K . gesagt ha t, er solle 
das lu k ra tiv e  Börsengeschäft pflegen, um  die laufenden Ge
schäftsunkosten zu decken, dass auf Veranlassung K .s  dann 
H . den K läger, seinen Onkel, und dessen Schwager zu Börsen
spekulationen a n im ie rt und deren Bedenken beschw ich tig t 
ha t, dass seitens der B a n k  in  rech t e ind ring liche r Weise auf 
den B eklag ten e ing ew irk t is t. Im m e rh in  sei aber das V er
ha lten  von K . und H . n ic h t de ra rt gewesen, dass m an un te r 
Zugrundelegung eines allgem einen du rchschn ittlichen  Mass
stabes da rin  einen Verstoss gegen die güten S itten  erb licken 
könnte. Es habe sich um  erlaubte Kassageschäfte gehandelt, 
und dass er dabei auch verlieren könne, habe der K läge r ge
wusst, möge er auch die Grösse der G efahr un te rschä tz t haben.

Auch h ie r ge langt der V o rd e rrich te r gegenüber dem fest
gestellten S achverhplt au f rech tlich  e inw andfre iem  Wege zur 
Zurückw eisung des vom  K lä ge r erhobenen Einwandes. D ie 
Ausführungen der Begründung stehen m it  der Rechtsprechung 
des Reichsgerichts im  E ink lang . D ie B egründung der R evis ion 
lä u ft  led ig lich  darauf hinaus, dass m an einen s it t l ic h  strengeren 
Massstab als h ie r geschieht, anlegen müsse, was indessen n ic h t 
zugegeben werden kann.

2. Zu § 54 BörsG.
D ie  n a c h t r ä g l i c h e  V e r s t ä r k u n g  e i n e r  f ü r  u n k l a g 

b a r e  B ö r s e n t e r m i n g e s c h ä f t e  g e l e i s t e t e n  S i c h e r h e i t  
m u s s  v o n  n e u e m  i n  d e r  d u r c h  § 54 B ö r s G .  v o r 
g e s c h r i e b e n e n  F o r m  e r f o l g e n .  D i e s e  F o r m  i s t  n i c h t  
g e w a h r t ,  w e n n  d e r  B a n k i e r  i n  das  b e i  d e r  e r s t e n  
S i c h e r h e i t s b e s t e l l u n g  v o m  K u n d e n  u n t e r s c h r i e b e n e  
F o r m u l a r  d i e  v o m  K u n d e n  s p ä t e r  g e l e i s t e t e n  S i c h e r 
h e i t e i #  n a c h t r ä g l i c h  e i n f ü g t e  u n d  d e r  K u n d e  d i es  
S t i l l s c h w e i g e n d  g e n e h m i g t e ;  d e n n  § 5 4  f o r d e r t ' e i n e  
„ a u s d r ü c k l i c h e “ E r k l ä r u n g .

U r te il des OLG. Ham burg vom  21. Dezember_1911 (Hans. 
G .-Z tg. 1912 H auptb l. S. 79).

Aus den Gründen:
D ie B eru fung  der Beklagten muss an § 54 des Börsen

gesetzes scheitern. Danach hatte Beklagte das Recht, aus 
einer ih r  von der K lägerin  bestellten S icherheit B efried igung 
zu suchen, nur, wenn K läge rin  ih r  gegenüber sch riftlich  und 
ausdrücklich erk lä rt hatte, dass die S icherheit zur Deckung 
von V erlusten aus Börsengeschäften dienen solle. Ausser
dem durfte  das S chrifts tück, in  dem die E rk lä rung  ab
gegeben war, andere E rklärungen der K läge rin  n ich t en t
halten. Im  vorliegenden Falle is t das S chriftstück w ie fo lg t 
zustande gekommen. Den form ularm ässigen Vordruck:

„Ich  bestelle h ie rm it der F irm a E. H . &  Oo. in  H am burg
M ............ bar, nachstehende W e rtp a p ie re .........................als
S icherheitsle istung fü r die von m ir abgeschlossenen und 
ferner abzuschliessenden Börsenterm ingeschäfte und er
kläre ich ausdrücklich, dass der gezahlte B etrag von 
. . . .  M. resp. die auf geführten W ertpapiere zur Deckung 
von  Verlusten aus Börsenterm ingeschäften (gemäss § 52 
des Börsengesetzes) dienen sollen11, 

übersandte die Beklagte, nachdem K läge rin  die ersten 1200 M. 
gezahlt hatte, am 9. J u n i 1909 an sie m it dem Ersuchen, das 
S chrifts tück unterzeichnet zurückzuschicken; vorher hatte Be
klagte h in te r dem W orte  „M a rk “  an beiden S tellen den Betrag 
1200, e inm al in Buchstaben, das zweite M al in  Z iffe rn , in  den 
V ordruck eingefügt. K läge rin  liess das S chrifts tück liegen und 
musste m ehrfach erinnert werden. A ls  sie die weiteren 
R 00 M am 18. Jun i zahlte, hatte sie es noch n ich t zurück
gesandt. Beklagte ersuchte sie nunm ehr am 19. Jun i, vor 
U n te rsch rift die 1000 M. im  V ordruck hinzuzufügen. A m  
23. Jun i unterschrieb K läge rin  das Schrifts tück und sandte es 
der Beklagten zurück, die E in fügung  der 1000 M. hatte sie 
aber unterlassen. Darauf setzte Beklagte diesen w e ite ren Be
trag  in  den V ordruck hine in  und te ilte  dies der K läge rin  am 
25. Ju n i m it. K lä ge rin  schwieg. A ls  K läge rin  dann am 8 J u li 
die ferneren 800 M. zahlte, füg te Beklagte auch diese in  dem 
Schriftstücke nach, setzte die K läge rin  davon m it Schreiben 
vom  9. J u li in  K enntn is  und K läge rin  schw ieg w iederum . Die 
letztgezahlten 500 M. sind in  den V ord ruck überhaupt n ich t 
m ehr aufgenommen und das Schrifts tück sagt darüber nichts. 
H iernach is t zwar davon auszugehen, dass K lä ge rin  die E in 
fügung  der 1000 und 800 M. in  den Schein, w ie  Beklagte sie 
vornahm , stillschweigend genehmigte, eine ausdrückliche E r
k lä rung  lie g t aber eben deshalb andererseits n ich t vor. H in 
s ich tlich  dieser beiden Beträge w ar das S chrifts tück led ig lich  
ein unterzeichnetes B la nke tt und dam it w a r der V o rsch rift des 
§ 54 des Gesetzes n ich t genügt. Beklagte w ar daher n ich t 
befugt, aus den von ih r  selbst in  dem S chrifts tück als S icher
he it bezeichneten 1000 und 800 M. B e fried igung zu suchen, 
das Geschäft w a r v ie lm ehr in  diesem Um fange n ich t w irksam  
und Beklagte muss das Geld zurückzahlen. Das gleiche g ilt  
h ins ich tlich  der 600 M., die rech tlich  g le ichfa lls als S icher
he it anzusehen,, in  den Schein aber überhaupt n ich t auf
genommen sind. ____________

IV. Stempel- und Steuerwesen.
Zu Tarifstelle 10 Abs. 2 RStempG.
D e m  S c h e c k s t e m p e l  u n t e r l i e g t  a l s  sog en .  B ä n k -  

q u i t t u n g  a u c h  e i n  S c h r e i b e n ,  d u r c h  w e l c h e s  e i n  
K u n d e  s e i n e r  B a n k  b e s t ä t i g t ,  e i n e n  v o n  d i e s e r  d u r c h  
P o s t a n w e i s u n g  an .  i h n  ü b e r m i t t e l t e n  G e l d b e t r a g  
e r h a l t e n  zu  ha be n .

U rte il des RG. V II.  Z iv . - Sen. vom  19. März 1912 
—  V I I  13. 1912 - 1)

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e .
Nach der T arifnum m er 10 des Reichsstempelgesetzes vom

*) vgl. Bankarchiv Bd. X, S. 125, Bd. X I, S. 110.
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16. J u li 1909 unterliegen Schecks, die im  In land  ausgestellt 
sind oder im  Ausland auf das In land ausgestellt sind, einer 
Stempelabgabe von je  10 Pf. Im  Abs. 2 is t dann bestim m t: 
„Den Schecks stehen g le ich die Q uittungen über Geldsummen, 
die aus Guthaben des Ausstellers bei den im  § 2 des Scheck
gesetzes vom  11. März 1908 (Reichsgesetzblatt S. 70) be- 
zeichneten Ansta lten  oder F irm en gezahlt werden, s o ftrn  die 
Q u ittung  im  In land ausgestellt oder ausgehändigt w ird .“ Der 
Stempel der T arifnum m er is t hiernach, w ie  auch die §§ 70 ff. 
des Reichsstempelgesetzes ergeben, ein Urkundenstem pel, so- 
dass fü r  die Frage, ob die Postkarte vom  6. Februar der A b
gabe des Abs. 2 der T arifnum m er un te rlieg t, der In h a lt der 
U rkunde massgebend ist. Der B eru fungsrich te r fasst diesen 
In h a lt dahin auf, dass eine Q u ittung  in  der Postkarte n ich t 
enthalten sei, und dass, fa lls man annehme, sie enthalte eine 
Q uittung, diese doch nicht, w ie der Abs. 2 erfordere, ein dem 
Scheck g le ichw ertiges Surrogat desselben sei. Aus diesen 
Gründen ge langt er zur V erneinung des Vorhandenseins eines 
Stempelanspruches. Nach beiden R ichtungen h in  kann jedoch 
diesen Gründen Dicht beigetreten werden.

D er B e g riff der im  Abs. 2 bezeichneten Q uittungen is t 
derselbe w ie  im  bürgerlichen Recht. Nach § 868 des B ürg e r
lichen Gesetzbuches is t u n te r einer Q u ittun g  ein einseitiges 
aussergerichtlich.es schriftliches Zugeständnis des Ausstellers 
dahin zu verstehen, dass er die Le is tun g  empfangen hat. Da 
die Q u ittun g  ein B ew e ism itte l fü r  die E rfü llu n g  einer Schuld
verb ind lichke it darste llt, muss aus ih r  diese S chu ldverb ind lichkeit 
hervorgehen (M otive  zum Bürgerlichen Gesetzbuch, B d  I I ,  
S. 89). Diese S chu ldverb ind lichkeit is t h ie r der Anspruch der 
Frau X . auf Zahlung ihres Guthabens bei der K läge rin . Dass 
die Zahlung der übersendeten 100 M. aus dem Guthaben der 
F rau X. e rfo lg t ist, erg ib t die Postkarte n ich t unm itte lbar. 
Ih r  In h a lt lässt n ich t ohne weiteres erkennen, auf welche 
Schuld die Zah lung e rfo lg t ist. Z u r Festste llung der rech t
lichen Bedeutung ihres Inhalts bedarf sie daher der Auslegung. 
Dabei sind neben den Gepflogenheiten des Bankverkehrs, die 
Umstände zu berücksichtigen, die v o r und bei der Ausste llung 
im  Verhältn is der K läge rin  zu Frau X . bestanden. A u f diese 
Umstände w e is t die Postkarte selbst hin, indem  darin die 
A usste lle rin  den Em pfang „ d e r  am  2. F e b r u a r  an m i c h  
g e s a n d t e n “ 100 M. bestätigt. Dass die am 2. Februar i 911 
seitens der K läge rin  an Frau X. bew irk te  Zusendung 
eine in fo lge ihres Ersuchens vom  1 Febraur erfo lg te  
Zahlung aus ih rem  Guthaben war, is t unstre itig . D ie Post
karte en thä lt hiernach eine Q u ittun g  im  Sinne des § 368 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches und insbesondere eine Q u ittung  
über eine Zah lung aus einem Guthaben der Frau X . bei der 
K läge rin . Le tz te re  is t eine der im  § 2 des Scheckgesetzes näher 
bezeichneten Bankie rfirm en. A lle  im  Abs. 2 der Tarifnum m er 
10 bestim m ten Erfordernisse einer reichsstem pelpflichtigen 
Q u ittun g  sind daher h ie r gegeben. M it R ücksicht auf diese 
ih re ob jektive rechtliche Bedeutung kom m t es hiernach n ich t in  
Betracht, ob die m it allen Rechts W irkungen einer Q u ittung  be
k le ide te Postkarte nach der M einung der B e te ilig ten  nur die N a tu r 
eines Bestätigungsschreibens haben sollte, und ob die K läge rin  
einer Q u ittung  geschäftlich n ich t benötigte, da sie durch den Be
sitz des Ersuchungsschreibens und des Posteinlieferungsscheines 
auch ohne die Postkarte vom  6. Februar in  der Lage war, den 
Beweis zu führen, dass sie am 2. Februar 100 M. an Frau X . aus 
deren Guthaben gezahlt hatte. D ie S tem pelp fiich tigke it der 
Postkarte würde nach der Schlussvorschrift in  der Spalte 4 
der Tarifnum m er nu r dann ausgeschlossen sein, wenn über 
dieselbe Zahlung von 100 M. schon eine Q u ittun g  bestände, 
fü r  die der Stempel der T arifnum m er 10 bereits en trich te t wäre. 
Das is t aber nirgends behauptet.

Auch dafür lässt sich aus der T arifnum m er 10 nichts ent
nehmen, dass nu r solche Q uittungen dem Reichsstempel un te r
w orfen sein sollten, die zur Um gehung des Scheckstempels 
verw endet werden können, also einen g le ichw ertigen Ersatz 
des Schecks darstellen. W enn auch zuzugeben ist, dass 
die E in fü h ru ng  des Quittungsstem pels, w ie  die B e
gründung zur N ove lle  vom  15. J u li 1909 erg ib t, zu dem 
Zwecke erfolgte, eine Um gehung des Scheckstempels durch 
Verw endung n ich t stem pe lp flich tiger Q uittungen zu ver
h indern, so fo lg t doch hieraus keineswegs dass alle anderen, 
diesem Zwecke n ich t dienenden Q uittungen stem pelfre i
bleiben sollten. In  erster Reihe entscheidet, w ie  über
all, so auch im  Stempelrecht, über die Bedeutung und

T ragw e ite  einer Gesetzesvorschrift der W o rtla u t und Sinn der 
V o rsch rift selbst, sow eit er sich aus ih r  als k la r und zweifellos 
erg ib t. Dieser W o rtla u t und Sinn lassen aber h ie r in  keiner 
Weise erkennen, dass irgend ein T e il derjen igen Q uittungen 
über Geldsummen, die aus Guthaben des Ausstellers bei den 
im  § 2 des Scheckgesetzes bezeichneten Bankie rfirm en gezahlt 
werden, vom  Stempel n ich t ge tro ffen  werden sollte, fa lls  sie 
im  In la nd  ausgeste llt oder ausgehändigt werden. Bei der Be
ra tung  des E n tw urfes in  der 32. Kom m ission des Reichstages 
(82. S itzung, vom  25. Jun i 1909) hat der B evo llm ächtig te  zum 
Bundesrat, D irek to r im  Reichsschatzamt Kühn, ausdrücklich 
und ohne - W iderspruch von anderer Seite die m it dem 
Gesetz übereinstim m ende Fassung ' der T arifnum m er 10 der 
Regierungsvorlage, dem klaren W o rtla u t entsprechend, dahin 
ausgelegt, s tem pe lp flich tig  sollen „a lle “  Q uittungen über A b 
hebungen auf ein vom  Q uittungsle is ter bei der zahlenden 
A ns ta lt oder F irm a unterhaltenes K on to  „ irg e n d  welcher A rt, 
z. B. K on tokurrrent-D epos iten  , Scheck-Konto“  sein. W enn 
er dann später noch hinzufügte, bei S treichung des 
Abs. 2 der Tarifnum m er 10 w ürde der Scheckstempel sehr 
häufig  umgangen werden, „ a u c h “  würde dadurch mindestens 
die H ä lfte  des finanzie llen Erträgnisses der Steuer in  
Frage geste llt werden, so kann dies, m it Rücksicht auf den 
Gebrauch des W ortes „auch“ , nu r dahin verstanden werden, 
daß auch abgesehen von den zur U m gehung des Scheckstempels 
geeigneten oder verw endeten Q uittungen, finanzie lle  E rträg 
nisse auch aus anderen Q uittungen erstrebt wurden. Dies is t 
umsomehr anzunehmen, als regelm äßig alle Q uittungen, die das 
Empfangsbekenntnis über eine Zahlung aus einem Bankguthaben 
enthalten, im  gegebenen Falle zur Um gehung des Scheek- 
stempels verw endet werden k ö n n e n ,  ohne dass aus ihnen zu er
kennen wäre, ob sie in  der A bsicht der U m gehung ausgestellt 
und zur U m gehung verw endet worden sind. D ie Verhand
lungen der Kom m ission ergeben zwar, dass die E in füh rung  
einer „a llgem einen Q uittungssteuer“  verm ieden werden so llte ; 
von einer solchen is t aber der durch den Abs. 2 bestim m te 
Q uittungsstem pel w e it en tfe rnt. Dass im  T a r if  der Scheck
stempel und der Q uittungsstem pel un ter einer N um m er und 
un ter der Ü bersch rift „Schecks“  zusammengefasst wurden, er
k lä rt sich daraus, dass beide A rten  von U rkunden Zahlungen von 
Geldsummen aus Bankguthaben betre ffen und dass den äusseren 
Anlass der E in führung  des Quittungsstem pels die A bsicht 
bot, die Um gehung des Scheckstempels zu verh indern. W enn 
endlich auf den E ingang des Abs 2: „D en  Schecks s t e h e n  
g l e i c h  die Q uittungen usw .“  h ingewiesen w ird , so hat durch 
diese Fassung offenbar nu r bestim m t werden sollen, dass 
die näher bezeichneten Q uittungen h ins ich tlich  der Besteuerung 
den Schecks g le ichgeste llt werden sollten, n ich t aber, daß nur 
solche Q uittungen Gegenstand der Besteuerung sein sollten, die 
im  geschäftlichen V erkehr als. den Schecks g le ichw ertige  
U rkunden anzusehen seien. Der vom  Beklagten erhobene 
Stempelanspruch is t hiernach begründet und daraus fo lg t die 
ergangene Entscheidung.

Innere und äussere Schulden eines Staates.
L ine  Entscheidung des Haager Schiedsgerichts.

M itg e te ilt von D r. Hans Wehberg-Düsseldorf.

A m  3. M ai 1912 hat das Haager Schiedsgericht eine fü r 
die in te rna tiona len Finanzbeziehungen interessante Entscheidung 
ge fä llt, die umsomehr beachtet werden muss, als von den drei 
Schiedsrichtern, näm lich Professor R e n a u l t - P a r i s  Staatsrat 
F u s i n a t o - R o m  und kubanischer Gesandter C a ld e rö n -B rü sse l, 
die zw ei zuerst genannten zu den hervorragendsten Juristen 
des in ternationalen Rechts gehören. Der Entscheidung in dem 
Rechtsstre ite zwischen Ita lie n  und Peru lag  fo lgender Sach
ve rh a lt zu Grunde. D ie in  L im a  ansässige peruanische F irm a 
Canevaro lieh  im  Jahre 1875 der peruanischen Regierung. 
77 000 Pfund S terling, von denen nu r 43 140 P fund S terling  im  
Jahre 1885 zurückbezahlt wurden. Im  Jahre 1889 erliess die 
peruanische R egierung ein E d ik t, durch das die gesamte innere 
Schuld des Staates geregelt werden sollte. A llen  G läubigern 
einer inneren Schuld Perus w urde h ierdurch die V erp flich tung  
auferlegt, sich m it einprozentigen konsolid ierten Bonds der 
peruanischen A n le ihe von 1889 zufrieden zu geben. Auch die 
I  irm a Canevaro sollte auf diese Whise abgefunden werden. 
Sie verw eigerte  jedoch die Annahme der Bonds und verlangte
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Barzahlung. Sie hatte im  Jahre Î880 von der peruanischen 
Regierung eine Zahlungsanweisung erhalten, auf die sie ihre 
Ansprüche stützte . Ih re  Bemühungen blieben aber erfolglos. 
E in ige  Z e it später indossierte nun der dam alige Inhaber der 
F irm a Oanevaro die Zahlungsanweisung an seine dre i Söhne 
Napoleon, Carlo und Raphael Oanevaro, von denen zwei ganz 
unzw e ife lha ft die ita lienische S taatsangehörigkeit besassen. 
Diese nahmen den diplom atischen Schutz ih re r H e im atsreg ie
rung  in  Anspruch und der Energie des ita lien ischen Gesandten 
gelang es auch, die peruanische R egierung zu veranlassen, den 
S tre it durch ein Kom prom iss vom  25. A p r il 1910 dem Haager 
ständigen Schiedshofe zu überweisen. Ausser einigen anderen 
Punkten hatte das Schiedsgericht in  der Hauptsache die Frage 
zu beantw orten: „L e  G ouvernem ent du Pérou d o it- il payer en 
espèces ou bien d’après les dispositions de la  lo i péruvienne 
sur la  dette in té rieure  du 12. ju in  1889 les le ttres  à ordre 
(cambiali, libram ientes) dont sont actuellem ent possesseurs les 
frères Napoléon, Carlo et Raphael Oanevaro, qui fu re n t tirées 
par le Gouvernem ent du Pérou à l ’ordre de la  maison José 
Oanevaro é H ijos  pour le m ontant de 43 110 liv res  s te rling  plus 
les in té rêts légaux du m ontant susdit?“ .

V o r dem Schiedsgerichte machte nun Ita lie n  in  der H aupt
sache ge ltend: es habe sich bei der Zahlungsanweisung n ich t 
um  eine i n n e r e ,  sondern nu r um  eine ä u s s e r e  Schuld Perus 
gehandelt, zu deren einse itiger Regelung die Regierung n ich t 
be fugt gewesen sei; die Rechtsnatur der A nw eisung als einer 
äussern Schuld ergebe sich aus fo lgendem : einmal sei die 
Geldsumme auf der Anw eisung in  P fund S terlings berechnet 
gewesen, zweitens handle es sich um  ein Orderpapier und 
d rittens seien die K lä ge r Ausländer gewesen. Z w a r sei die 
Zahlungsanweisung zuerst einer peruanischen F irm a übergeben 
worden, aber die K läge r trä ten  als Indossatare in  selbständige 
Rechtsbeziehungen zum Schuldner und brauchten die Einreden, 
die man dem Vorderm ann gegenüber erheben könne, n ich t 
gegen sich gelten zu lassen.

Das Schiedsgericht füh rte  aus: es sei zweifellos wesent
lich, ob es sich um  eine innere oder äussere Schuld handle; 
denn die le tztere könne Peru n ich t e inse itig  rege ln ; eine äussere 
Schuld liege aber n ich t vor. Charakteristisch fü r  die Frage 
des Vorliegens der inneren oder äusseren Schuld sei led ig lich  
der Zahlungs- und Ausgabeort der Anweisung, ferner die N a tio 
na litä t der Empfänger. In  dem vorliegenden Falle sei aber 
L im a  Ausgabe- und Zahlungsort und der Em pfänger eine 
peruanische Gesellschaft gewesen; daran könne auch durch die 
Indossierung der Anw eisung an Ausländer nichts geändert 
werden. Z w ar würde dann v ie lle ich t anders zu entscheiden 
sein, wenn die Indossierung v o r der F ä llig ke it des Wechsels 
vorgenom m en worden wäre und wenn die Indossatare keine 
K enntn is  von der Bedeutung des Ediktes von 1889 fü r  die 
Zahlungsauweisung gehabt hätten. Im  vorliegenden Falle aber 
sei die Indossierung nach der F ä llig ke it e rfo lg t und das peru
anische Handelsgesetzbuch bestimme, dass un te r solchen U m 
ständen die Indossierung led ig lich  w ie  eine Zession w irke ; der 
Zessionär aber könne keine günstigere S itua tion fü r sich be
anspruchen als der Zedent. Ganz g le ich gü ltig  sei, dass die 
A nw eisung ein Orderpapier gewesen und die Geldsumme in 
P fund S te rling  angegeben worden sei. („Considérant qu i l  a 
été soutenu d ’une manière générale que la dette Oanevaro ne 
devait pas subir l ’application de la lo i de 1889, qu’elle ne pou
v a it être considérée comme ren tra n t dans la dette in té rieur, 
parce que tous ses éléments y  répugnaient, le t it re  étant à 
ordre, stipu lé payable en liv res sterling , appartenant à des 
Ita lie ns ; considérant qu’en dehers de la  na tiona lité  des per
sonnes, en comprend que des mesures financières, prises dans 
l ’in té rie u r d’un pays, n ’a tte ignent pas les actes in tervenus au 
dehers par lesquels le Gouvernem ent a fa it  directem ent appel 
au créd it étranger; mais que te l n’est pas dans l ’espèce; qu’i l  
s’ag it bien, dans les titres  délivrés en décembre 1880, d’un 
règ lem ent d ’ordre in té rieur, de titres  créés à L im a, payables 
en L im a, en compensation d ’un payem ent fa it volonta irem ent 
dans l ’in té rê t du Gouvernement du Pérou; que cela n ’est pas 
in firm é  par les circonstances que les titre s  éta ient à ordre, 
payables en liv res  sterling, circonstances qu i n ’empêcharent 
pas la lo i péruvienne de. s’appliquer à des titres  créés et pay
ables sur le te rrito ire  où elle com m andait; . . . que la créance 
appartenait à une société incontestablem ent péruvienne . . . .; 
considérant que les frères Oanevaro se présentent comme déte
nant les titres  lit ig ie u x  en ve rtu  d ’un endossement; . . . con

sidérant que, même en écartant ia  théorie d’après laquelle, éü 
dehers des effets de commerce, l ’endossement est une cession 
entièrem ent c ivile , i l  y  a lieu, dans 1 espece, d écarter 1 effet 
a ttribué à l ’endossement; qu’ en effet, si la  date de l ’endosse
m ent des titres  de 1880 n ’est pas connue, i l  est incontestable 
que cet endossement est de beaucoup postérieur à l ’échéance; 
qu ’i l  y  a lieu, dès lors, d’appliquer la  disposition du code 
de commerce péruvien de 1902 (art. 486) d apres laquelle 1 en
dossement postérieur à l ’échéance ne vau t que comme cession 
ord ina ire .“ )

Das Schiedsgericht entschied daher, dass Peru seine Schuld 
an die B rüder Oanevaro led ig lich  in  e inprozentigen konso li
d ierten Bonds der Staatsanleihe von 1889, n ich t aber in  bar zu 
zahlen hätte.

V  erbandsnachrichten.

Handel in nicht notierten Werten.
U n te r H inw e is  auf Schw ierigke iten, die sich fü r  den 

H andel in  n ich t no tie rten  W erten  in fo lge  des Mangels ein
he itlicher Usancen ergeben haben, is t an den C e n t r a l v e r 
b a n d  des D e u t s c h e n  B a n k -  u n d  B a n k i e r g e w e r b e s  aus 
M itg liederkre isen die A nregung ergangen, dass dieser als h ie r
fü r  zuständige Instanz zugunsten einer V ere inhe itlichung der 
bezüglichen Usancen tä tig  werden möchte.

Z u r B era tung über diese A nregung fand am 11. M ai d. J . 
zu B e rlin  eine Kom m issionssitzung statt, an welcher Delegierte 
nam hafter B ankiervere in igungen, insbesonderere der V e r 
e i n i g u n g  v o n  B e r l i n e r  B a n k e n  u n d  B a n k i e r s  (Stempel
vere in igung) des V e r e i n s  f ü r  d i e  I n t e r e s s e n  d e r  F o n d s 
b ö rs e  zu  B e r l i n ,  des V e r e i n s  z u r  W a h r u n g  d e r  I n t e r -  
e s s e n d e r  a m K u x e n v e r k e h r  b e t e i l i g t e n  B a n k g e s c h ä f t e  
R h e i n l a n d s  u n d  W e s t f a l e n s ,  der V e r e i n i g u n g  v o n  
B a n k e n  u n d  B a n k i e r s  i n  R h e i n l a n d  u n d  W e s t f a l e n ,  
des V e r e i n s  z u r  F ö r d e r u n g ,  d e r  I n t e r e s s e n  d e r  F r a n k 
f u r t e r  B ö r s e  und des V e r e i n s  d e r  am  W e r t p a p i e r h a n d e l  
b e t e i l i g t e n  F i r m e n  i n  H a m b u r g ,  sow ie V ertre te r ve r
schiedener am Handel in  n ich t no tie rten  W erten in teressierter 
B ankfirm en teilnehm en. Nach Begrüssung durch den V er
bandsvorsitzenden Geh. Justiz ra t P rof. Dr. R i e s s e r ,  w äh lte  
die Versam m lung au f dessen Vorschlag zum Vorsitzenden 
H e rrn  Herm ann W a l l e r , Geschäftsinhaber der D isconto - 
Gesellschaft, B e rlin  Ü ber das von H e rrn  Franz F r i e d m a n n ,  
i. Fa. Magnus &  Friedm ann aus Ham burg, erstattete Referat 
fand eine generelle Debatte s tatt. D ie Anwesenden sprachen 
alsdann übereinstim m end den W unsch aus, dass zur w eiteren 
Bearbe itung der Angelegenheit vom  Vorstand des Centra l
verbands eine s t ä n d i g e  K o m m i s s i o n  aus V ertre te rn der 
w ich tigs ten  P lätze und Veikehrsgebiete beste llt werden 
möchte, welche insbesondere auch als d a u e r n d e s  S c h i e d s 
g e r i c h t  fü r  s tre itige  Fragen aus dem h ie r in  Betracht kom 
menden Gebiet tä t ig  werden soll. D ie Anwesenden ve r
sprachen tun lich s t darauf h inzuw irken, daß in  ihren Geschäfts
bedingungen und denjenigen der ihnen nahestehenden K reise 
die Z uständ igke it der K om m ission fü r  die Entscheidung v o r
kom m ender S tre itpunkte  vere inbart w ird .

Dem Ersuchen der Versammlung entsprechend w ird  der 
Vorstand des Oentralverbands die B ildu ng  und E inberufung 
der Kom m ission un te r B erücksich tigung von Vorschlägen der 
lokalen Bankvere in igung in  K ürze vornehmen.

Bücherbesprechungen.

G e l d  u n d  K a p i t a l  von D r. F . B e n d i x e n .  1912.
V erlag  von  D uncke r & H u m b lo t, Le ipz ig . 187 Seiten,
P re is : 4,50 M.
Das B uch  is t eine Zusam m enstellung von  Aufsätzen, 

die grossenteils schon in  einem frühe ren  Z e itp u n k t p u b liz ie r t 
w urden, h ie r aber zu einem e inhe itlichen  Ganzen zusam m en
geste llt sind. In  einer Selbstanzeige in  der „Z u k u n f t “  bek lag t 
D r. B e n d i x e n  m it  R echt, dass es der nationalökonom ischen 
W issenschaft so schwer fa lle, die rich tig e  W e rtu n g  in  den Fragen 
von  Geld und  K a p ita l,  w ie die m oderne E n tw ic k lu n g  des W ir t 
schaftslebens sie dem fachm ännischen Auge darste lle, in  ih ren
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wissenschaftlichen G rundzügen erfasst zu sehen. Dr'. B e n 
d i x e n  h a t re ch t: aber die M änner der nationalökonom ischen 
W issenschaft haben eine ebenfalls berechtig te  E n tsch u l
d igung; denn, soweit ich  bisher ermessen konnte, sind n u r d ie
jenigen, welche du rch  ih ren  B e ru f tä g lich  m it  den Fragen 
des Geld- und  K a p ita lm a rk te s  in  B erührung  kommen, in  der 
Lage, diese Fragen zu beantw orten, diese Leu te  aber haben, 
le ider am  wenigsten Ze it, theoretischen A rbe iten  sich h in zu 
geben. V om  grünen T isch des na tionalökonom ischen Se
m inars aus w ird  es indes w oh l n iem als gelingen, die E rrun ge n
schaften der modernen Geld- und K a p ita lfra g e n  wissen
scha ftlich  zu verarbe iten.

D r. B e n d  i x e n  b e rü h rt in  seinen Aufsätzen eine gewaltige 
A nzah l gew ichtiger Mom ente, und  er beweist du rch  die F ü lle  
der Erwägungen, w ie in te n s iv  er sich m it  diesen Fragen be
sch ä ftig t ha t. Anregungen in  H ü lle  in d  F ü lle ! A be r H e rr  
D r. B e n d i x e n  w ird  w o h l vö llige  B e fried igung em pfinden, 
wenn m an den von  ih m  gezogenen Schlussfolgerungen nu r 
teilweise zus tim m t, geben doch auch diejenigen Abhandlungen, 
denen m an n ic h t zustim m en kann, so weitgehende Anregung, 
dass sie dazu berufen sind, die D iskussion, die zum  rich tige n  
Ziele fü h rt,  wesentlich zu fördern.

Zweifellos h a t H e rr D r. B e n d i x e n  recht, wenn er K n a p p s  
s taa tliche G eld-Theorie d ic k  un te rs tre ich t. U nzw e ife lha ft 
is t das Geld eine Schöpfung des a u to r ita t iv e n  Staates —  und 
die N a tiona lökonom en a lte r Schule müssen um lernen. 
Dennoch aber w ird  es e rn s tlich  zu p rü fen  sein, ob m an hieraus 
die Schlussfolgerung ziehen darf, dass nach dieser E rken n tn is  
D eutsch land ru h ig  in  der Lage wäre, die bekannte B estim m ung 
des Bankgesetzes über die D ritte ld e cku n g  aufzuheben. W oh l 
w ar O esterre ich-U ngarn du rch  die günstige K on s te lla tion  
seiner Zahlungsbilanz bisher fäh ig , seine W ährung  s tab il 
zu erhalten, ohne dass das le tz te  Schlussglied zur E tab lie ru n g  
der G oldw ährung gesetzlich festgelegt is t;  ein de fin itives 
U r te i l aber lässt sich erst fä llen , wenn O esterrich -U ngarn  
e inm a l eine ernste K ris is  durchgem acht ha t, eine K ris is , die 
von einer ungünstigen Zahlungsbilanz gegenüber dem  A us
lande beg le ite t is t, v ie lle ic h t sind w ir  gar n ic h t m ehr so e n t
fe rn t von diesem Z e itp u n k t, in  welchem w ir  die Probe au f 
das E xem pel machen können. W ürde  in  D eutschland die 
B estim m ung der D ritte ld e cku n g  aufgehoben, so w ürde 
zweifellos die erste K ris is , die ja  bei unserer ungünstigen 
Zahlungsbilanz stets m it  einer be träch tlichen  G oldausfuhr 
v e rk n ü p ft zu sein p fle g t, unsere W ährung  ins W anken bringen. 
U m  die he ftigen  Anfo rderungen der Q uarta ls te rm ine  zu 
befriedigen, g ib t es andere M it te l,  deren A nw endung keine 
ungünstige R ü ckw irku n g  au f die W ähru ng  haben kann.

Sehr fe in  d u rch d u rch t is t  die D iffe renz ie rung  des G eld
begriffes als K a u fm it te l und R echnungsm itte l, obw ohl ich  
offen gestehen muss, dass ich  ich  m ir  noch n ic h t k la r  geworden 
b in , w ie  die einzelnen G eldwerte h ie ru n te r zu rub riz ie ren  sind. 
W enn G ircgu thaben als Geld anzusehen sind, so müsste 
m an m it  gleichem  R ech t doch auch ein aus fe instem  B a n k 
pap ier bestehendes P orte feu ille  von  P riva td isko n te n  als Geld 
ansehen dürfen. A u f der gleichen E rw ägung beruhen die  
von D r. B . sehr g u t gekennzeichneten P a ra lle llin ien  zwischen 
G eldschöpfung und W arenverm ehrung. M ich  s tö r t dabei 
n u r ein Vorgang, den m an hä u fig  beobachten kann  und dessen 
W ürd igu ng  v ie lle ic h t H e rr D r. B . zu einer schärferen P räz i
sierung veranlassen kön n te ; bei unserer O rgan isa tion des 
W echselum laufes k o m m t es hä u fig  vor, dass fü r  die gleiche 
W are Wechsel im  m ehrfachen Betrage ihres ta tsäch lichen 
W ertes in  U m la u f gesetzt werden.

D er R o hs to fflie fe ran t A . e rh ä lt z. B . fü r  seine L ie ferung 
von dem R ohsto ffhänd le r B . ein A kzep t, der R ohsto ffhänd le r B. 
e rh ä lt das A kzep t des F ab rika n te n  C., der F a b r ik a n t C. v e r
k a u ft  die fab riz ie rte n  W aren an den Grossisten D. w iederum  
gegen A kzep t. W ie häu fig  k o m m t es vor, dass das A kzep t 
des R ohsto fihänd le rs  B ., sowie dasjenige des F a b rika n te n  C. 
noch lange im  U m la u f sind, w ährend längst schon der G rossistD . . 
sein A kze p t fü r  die gelie ferten W aren gegeben ha t. Es is t 
n ic h t un rich tig , zu behaupten, dass in  solchen F ä llen  sogar 
W arenwechsel zu F inanzwechseln werden können; diese 
d re i Akzep te  aber säm tlich  u n te r die R u b r ik  „K a u fm it te l"  
einzureihen, wäre w o h l u n te r a llen  U m ständen ve rfeh lt. E ine 
D iffe renz ie rung  is t aber zweifellos m öglich.

U n te r den A b w e h rm itte ln  der Reichsbank sieh t m it  
R ech t D r. B . die Ausdehnung des G iroverkehrs als das beste 
H ilfs m it te l an. Es is t  le ic h t ve rs tänd lich , dass ihm , dem 
H am burger, die grosse S chw ie rigke it einer Vera llgem einerung

dieser M ethode Über ganz Deutschland n ic h t unüb e rw ind lich  
sc le in t. W ir  so llten uns aber doch end lich  eingestehen, dass 
nachdem die in tensive  A rb e it  der le tz ten . Jahre fas t v o ll
ständ ig  erfolglos war, w e il die V o lkss itte  sich eben weigert, au f 
G rund dieser N o tw en d ig ke it zu anderen M it te ln  gegriffen w ird .

B e i der Diagnose über die K ris is  des Jahres 1907 wäre 
w o h l noch zu berücksichtigen, dass der s tarke K ap ita lm ange l, 
der die K a p ita lb ild u n g  w e it üb e rtra f, n u r deshalb zu den 
hohen Zinssätzen füh rte , w e il die K ap ita lnach frage  soweit 
sie eben die K a p ita lp ro d u k tio n  überste ig t, aus dem offenen 
G eldm ärkte  be frie d ig t werden musste, der seinerseits n ic h t' 
nu r m it  den üb lichen A n fo rderungen zu rechnen ha tte , sondern 
noch wesentlich m ehr M it te l b rauchte , w e il eben das angeregte 
W irtschafts ieben eine E rhöhung und einen verm ehrten  Um satz 
der M it te l des G eldm arktes bedingte ; der B edarf des G eld
m arktes w ird  ja  n ic h t nu r du rch  die H öhe der Umsätze, sondern 
auch durch die H ä u fig k e it, bzw. das Tem po de r Um sätze 
bestim m t.

Es mag sein, dass, w ie D r. B. m e in t, in  m anchen Kreisen 
die Bedeutung ausländischer In ve s titio n e n  un te rschä tz t w ird , 
ich  glaube aber, dass diese Kreise bei w e item  n ic h t so gross 
sind, wie D r. B . sie sich v o rs te llt. Ic h  habe v ie lm eh r das Ge
iu h l, als ob D r. B . n u r deshalb zu diesem U r te i l gelangt, w e il 
er die V orte ile  solcher In ve s titio n e n  v ie l m ehr in  den V o rd e r
grund tre ten  lässt als die ta tsäch lich  vorhandenen Schatten- 
seiten. W enn D r. B. es Seite 159 als abso lu t u n r ic h tig  h in - 

"dass etwa eine einzige deutsche U n te rnehm ung deshalb 
h a tte  un terb le iben müssen, w e il das dazu erforderliche K a p ita l 
ms Ausland abgew ändert" is t, so w ird  m an ih m  w qh l n ic h t 
be ip flich ten  können. W enn z. B. je tz t  chilenische H yp o tlie ke n - 
O bhgationen in  Deutsch land p laz ie rt werden zu einer. Zeit, 
wo die deutsche In d u s tr ie  v ie l dringender dieses K a p ita ls  
bedarf, so w ird  doch n iem and leugnen können, dass die A u f
nahme dieser exotischen W erte  e in fach den P la tz  w egn im m t, 
an welchen sonst deutsche W erte  ge tre ten wären. Öder be
sitzen w ir  etwa m om entan „überschüssiges K a p ita l“  fü r  das 
A usland ? D ie  Rente is t  abso lu t n ic h t im m er das massgebende, 
obwohl die P rinz ip ien  der Nationaiö 'conom en von ih r  diesen 
massgebenden E in fluss m it  R ech t erw arten. W ie  aber, wenn 
ein deutsches B an ken -K on so rtium  die Uebernahm e der c h i
lenischen Anle ihen vo rz ieh t gegenüber der Uebernahm e de u t
scher Ind us trie -O b liga tion en  bei gleichem Zinsfuss ? Oder 
sollte etwa unsere Zahlungsbilanz die Uebernahm e dieser * 
Anle ihe ve rlan g t haben? D a wäre es doch v ie l r ic h tig e r ge
wesen, in  der je tz igen  Z e it in te rn a tio n a le r hoher Geldsätze 
Devisen fü r  den Ueberschuss unserer ausländischen G ut- 
lia  en zu kaufen, um, wenn e inm a l eine K ris is  einsetzt, dem 
A usland gegenüber um  so unabhängiger zu sein.

W enn D r.,B .. ve rlang t, dass w ir  in  dem Ausmass der s te i
genden P ass iv itä t unserer H andelsb ilanz uns Z insginnahm en 
aus dem Ausland sichern, so w ürde  dies ja  gerade bedeuten, 
dass w ir  —- was D r. B. a u f der anderen Seite unm ög lich  h ä lt —  
n ic h t nach der H öhe der Rente, sondern nach anderen M o tive n  
die Kanäle der In ve s titio n e n  le iten . K a p ita le x p o rt heisst 
Ja —  nach der eigenen D e fin it io n  des H e rrn  D r. B . —  gle ich
ze itig  auch E x p o rt der A rbeitsge legenhe it. Is t  es denn w irk 
lic h  r ic h tig , dass w ir  in  einer irgendw ie absehbaren Z e it m it  
einem wesentlichen R ückgang unseres W arenexports  rechnen 
müssen, an dessen Stelle dann zunächst E ffe k te n , in  der Folge 
aber \Vertsachen und  K unstw erke  ausgeführt werden müssen,
ZU1"i des ausländischen Getreides. Es g ib t doch
auch Wege, unseren W a re n -E xp o rt au f eine w e it absehbare 
Z e it du rch  Verbesserungen unserer In d u s trie  zu gewährle isten 
oder du rch  den Ausbau unserer K o lon ien  die Rohstofibezüge 
vom  Ausland zu verm inde rn . Nehm en w ir  aber selbst an, 
dass w ir  jä h r lic h  2 M illia rd e n  an das A usland bezahlen m üssten 
zu einer Ze it, wo etwa der jä h rliche  K a p ita l-B ru tto -Z u w a ch s  
in  D eutsch land 18 M illia rden , der K onsum  12 M illia rd e n  und 
der N e tto-Zuw achs an K a p ita l 6 M illia rd e n  be träg t, würde 
dies ein Sinken des N a tiona lw oh ls tandes bedeuten ? M üssten 
w ir  deshalb W ertsachen, K un s tw erke  nach dem A usland v e r
kaufen ? Es sind schwierige Problem e, die H e rr D r. B . an
schneidet, ihnen eine ausführliche A n tw o r t Zu geben, würde 
n ic h t nu r den Rahm en einer Bücherbesprechung überschreiten, 
sondern eingehendes E in d rin ge n  in  jede einzelne Frage be
deuten. H e rr  D r. B. h a t das Verd ienst, die in  der L u f t  liegenden 
Prägen nach den verschiedensten Seiten h in  be leuchte t zu 
haben, m an kann  n u r wünschen, dass die W issenschaft die 
angeschnittenen Fragen m it  gleicher K la rh e it au fg re ift.

D r. N . E . W e i l l ,  F ra n k fu rt  a. M,


